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I: BILANZ 

0 Die Bilanz der Europäischen Gemeinschaften und der Integra
tionspolitik - cder Anti-Integrationspolitik - ziehen, ver
langt die gesellschaftliche Wirklichkeit wie seinen weltpoli
tischen Ort im ganzen zu erfassen, seine politische Struktur, 
seine ökonomisch-politische Realität mit ihren Widersprüchen 
und Haupttendenzen, mit den daraus resultierenden Interessen
komplexen - und 1richt etwa nur die bei dieser Integration vorge
stellten Absichten, wahre und verschleierte, mit ihren Ideo
logien und Rationalisierungen. Jede andere Bilanz wäre trüge
risch. Eine Gegenüberstellung etwa von allen Ratsbeschlüssen 
und Kornmissionsdokumenten der EWG, die Entschliessungen des 
Europäischen Parlaments hinzugenommen - eine derartige Bilanz 
wäre nicht nur kaum jemanden zuzumuten, sie bliebe auch oh..11e 
politischen Aussagewert. Denn darüber haben tms zwei Jahrzehnte 
Integrationspolitik beler..rt, dass ihre Ursachen und Auswirlrun
gen - wie auch ihre Folgelosigkeit - nicht aus Vertragstexten 
und Beschlüssen abzulesen sind. 

0.'1 Die westeuropäische Gemeinschaft ist von ihren Gründern als 
Weg und Instrument beschrieben worden, Europa aus der Vergangen
heit herauszuführen und seiner Gegenwart anzunähern; und sogar 
entscheidende Gegner haben ihr den Charakter."objektiver Not
wendigkeit" nicht aberkannt. 1 ) In die Gegenwart, nicht erst 
in eine Zulrunft: die meisten Bedingungen unserer Existenz, 
die politischen Instrurnente, die soziale Verfassung und Orga
nisation, auch die meisten Denkinstrumente entstammen nicht 
nur der Vergangenheit, sie sind Vergangenheit. Die Frage: wie 
erreichen wir die Gegenwart, wie schaffen wir Instrumente und 
Bedingungen für ein uns angemessenes Leben, hier und jetzt -
sie sollten als Antrieb hinter dem Integrationsunternehmen 
in Westeuropa vermutet werden dürfen - wurden jedenfalls als 
Postulate in die Gründungsverträge eingebracht. 

'· 

'1) so die Mosl~auer Wissenschaftlerkonferenz im August '1961 
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Eine fried-fertigere Organisation von Staat und Gesellschaft, besseres 

Leben durch angemessenere Nutzung der Produktivkräfte und eine gesell-
• 

schaftliehe und pelitische Verfassung,die den Menschen Freiheit ermög

l:i.cht - und d.h. zu jener wie zu dieser Stunde: Befreiung von-unnö±.:i:gex: 

Abhängigkeit und Fremdbestin~ung der Europäer wie Europas, gleich ob ~ 
innen auferlegt oder von aussen: dies sind die Versprechen,mit denen 

die Integration der westeuropäischen Staaten·verbunden wurde. An ihnen 

sind darum Bilanz und Perspektiven zu orientieren: .nicht die Leistung 

von Administrationen gilt es in erster Linie zu erfassen oder deren 

Effekt in Handels- und Profitsteigerungsraten, sondern eine Antwort 

auf die Frage: was hat die Gemeinschaft bisher für die Befreiung· der 

Menschen und der Freisatzung ihrer Fähigkeiten geleistet, was verspric~t 

was eingeleitet ist, und welches sind die Widerstände, Hin.dernisse und 

Gegner? 

1. Die Nutzung der Produktivkräfte 

Eine erste Feststellung: 

Trotz "Gemeinschaft" - mit ihr und ohne sie - entfalten sich die pr<'

dukti ven Kräfte unzureichend und in beängstigender Einsmi tigkei t. 

Westeuropa, besonders die derzeitigen Gemeinschaftsländer und die 

Beitrittskandidaten, hat ganz offenbar alle Voraussetzungen, um die 

unerraesslichen Möglichkeiten in Wissenschaft und Technologie für die 

Menschen, für eine menschenwürdige Gesellschaft zu nützen. Aber diese 

Chance wird nur in einem beschämend geringen Hass genützt; und sie 

wird auf so einseitige und perverse Art genützt, dass die unter unseren 

Händen sich formende Industriegesellschaft wie eine Karikatur aussieht 

und alle Ansprüche auf ein gutes Leben verhöhnt. 

Ll Ueber den Sachverhalt besteht weithin Uebereinstinmung, snweit es uo 

die Chancen geht. Westeuropa ist zweifellos eine vevorzugto Region. 

Ersparen Sie sich, sich ZUf.l x-ten Mal vorrechnen zu lassen, welch unge

heures menschliches Potential in unseren Ländern bereitsteht: an Lern

fähigkeit, an schon ausgebildeter und noch ausbildbarer Lernfähigkeit, 

an schöpferischer 

·--
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Phantasie, aber aucl1. an akl;:umulierten Produktionsmitteln, an 
Infrastruktur jeder Art, an Erfahrungen u-:cd Reichtümern. 
Ersparen Sie mir bitte auch zu wiederholen, was ohnedies 
niemand infrage stellt, von Paris bis hin nach Moskau: dass 
näJJ:lich die wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Inte
gration ganz allgemein die Chancen für den Aufbau einer 
leistungsfähigen Gesellschaft erheblich steigern kann; das 
Argument ist so alt 1.md unwiderlegt, dass r.1an sich allerdings 
fragen muss, war~m diese Integration so schleppend voranging 
und stagniert - womit wir dem politischen Kern unseres Themas 
nahekonmen. 

Aber halten wir zunächst fest, wie relativ weni0 von diesen 
Produktivitätschancen tatsächlich realisiert wird. ,3elbstver
ständlich seht es uns besser; oder doch vielen von uns; oder 
doch zumindest insofern besser, als immer me:b.r IConsumßiiter 
erzeugt und verteilt werden; u:cd wem es ganz schlecht geht, , 
in Kal:ibrien sagen wir, der kann versuchen, Arbeit in anderen 
Gemeinschaftsländern zu finden. Gewiss, die Alteren unter uns 
sind sicher, dass vieles besser geworden ist; was nach Wirt
schaftskrise und Kriegselend ja nun wirklich kein l.'assstab ist 
und den Jüngeren mit Recht gleichgültig. Aber wie besser geht 
es uns? Wieviel und um welchen Preis? Im Vergleich zu dem aus 
Wissenschaft u:.1.d Technologie sich eröffnenden Möglichlmi ten: 
was machen wir aus den vorhandenen Prcdul:tivkräften? Die Ant
wort ist nicht so rosig, wie die diversen Wirtschaftswunder 
möchten glauben machen. Wir vergeuden die produktiven ICräfte 
in grotesker Weise, u:1d zwar vor allem aus zwei Gründen: 
- durch unsere Unfähigkeit, den für ei!1e optLmle wirtschaft

liche Entwicklung e;eeigneten Rahme;~, zu schaffen, und 
- durch u:1sere Unfähiglrei t, die gesellschaftlichen und poli

tischen Beding1.mgen herzustellen, in C.enen die Menschen 
selbst iltre kreativen 1.md produktiven Fähigkeiten entfalte:·.) 
können. 
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1. 2 Pj~odukti ve Kräfte werden vergeudet, weil die Rationalisierung 

von Produktion und Verteilung weit hinter dem technisch-öko-

nomischen zurückbleibt. Die Währunßslcrisen der letzten Jahre 

machen das deutlich: unrealistische Paritäten, Speh~lation, 

unzureichende Kooperation zwischen den Staaten, vor allem das 

gänzliche Fehlen einer Poli ti'.:, die die Ursachen hätte behobel' 

köru!en, nC.mlic:1 die widersprüchlichen Vlirtschaftspoli tiken der 

E\iG-Länder; schliesslich die unvermeidlich grobe Chirurgie 

von \lechsellrursänderungen, bei der es nicht ol!ne Schaden ab

gehen kann. 

Produktive Kräfte werden vergeudet durch unz\.'-I'eiche~lde StrU.:::

turen von Industrien und U!Jterneh>nen. Sie sind noch inmer 

überwie0end. weit entfernt von ihren optimalen Möc;lichlwitcm, 

sowohl nach Grösse wie nach frei verfüe;b.c.ren Mitteln und 

innere:,:- Organisation. Weithin zu kleine Einl:ei ten produzieren 

nach wie vor mit zu geringen !1Ii tteln für zu kleine Märkte. 

Wohl ist ein mehr und mehr beschleunigter Konzentrationspro

zess im Gange. Kapital und Mana;;ement konzentrieren sich zu 

immer c;rösseren Einheiten. Aber bislang vorwiegend innerhalb 

der Nationalstaaten, weniger transnationaL Zwar ist auch die 

transnationale Konzentration schon beachtlich. Die E'ilG-Kom

mission hat für die Jahre 1962-68 die Gesamtzahl der trans

nationalen Fusionen, Beteilis~nsen oder Gründung von 9emein

samen Tochtergesellschaften auf über 3.000 geschätzt1 ), davon 

fast 2/3 mit ?artnern ausserhalb der EVTG, voE denen man an

nehmen kan:-: - Kommissionsbericht gibt darüber keinen Auf

sc:üuss - d•:ss ein erheblicher Teil ameri' .anische oder von 

amerikanischem Management und Kapital kontrollierte Unterneh

men sind. Aber die ökonomische und politisch-ökonomische Be

deutung dieses Konzentrationsprozesses ist schwer abzuschätzen< 

Die Konzentration scheir•.t ir; den Br:·.nchen u;'cl Sparten am 

schnellsten anzulaufen, die am meisten techc:wlogische Innova-

tion, also Kapital und know-how bedürfen, und die also am 

schnellsten wachsen. 

1) 3. Gesamtbericht 
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Ganz sicher bleibt abr r dies0 Konzentration(hier· z1mächs'C nlU' 

von der optimalem Gri.Jsse, und Ausstatti.:n:._: her belU'teil t) hir:ter 

dem öl~oncmisch-möglichon wo,i t zurück. Das ist deswegen erstaun-
' lieh, weil nach den Ernarturigen der Integrationsstratee;ien das 

Interesse an der Steigerung der Profite ja scho::1 längst zu 

europa-weiten Grasskonzernen hätte führen sollen. Der Grund 

ist ein poJ.i tischor: die Unternehmer können noch rLi.cht überall 

im Gemeinsamen Markt mit gleichen und gleich l~ontrollierbaren 

Daten der \7irtschaftspoli tik rechnen wie sie es in ihrem jewei

ligen Staat können. Der grösste Wirtschaftsfaktor ist ja der 

Staat, überall. Und der zuständige WirtschaftsmirLi.ster ist der 

jeweils nationale Minister, nicht oder noch n:'ccht ein iünister

rat oder eine Europäische Korr:mission. Daran hat man sich zu 

halten. Und daran hält man sich im Zeichen der Interessenten

demokratie. Man kann es, aber nur dort, wo es etwas zu halten 

gibt: im jeweiligen Nationalstaat. Doswo~;cm sind die euro

päischen Produktionseinheiten noch immer sub-optimal, nlU' 

begrenzt lwnlmrrenzfähig; deswee;en der begim1ende Ausverkauf. 

1.3 Produktive Kräfte werden vor allem ver·:_;eudet durch die un_zu

reichende EntwiclülliLg der Technologie. Wir verzeichnen einen 

permanenten, rasch zu;~ehmenden Verlust in der Teclmologie

Bilanz. Die Elli'opäer sind nicht imstande, den Gegen.r1ert für 

ihre Investitionen in Forschung und Ausbildw.1.g zu realisieren. 

Das hat die breite Dislmssion über die Tech·J.olor;iolücke hin

reichend deutlich r:;omacht. Wir geben :fast Q.'atis Ergebnisse 

der Forschung ab, z.B. das iE abwandernden Wissenschaftlern 

gleichsa..rn investierte Ausbildu.::-lr;sl:api tal; müssen dann aber 

für das "draussen" i:-.1 industrielles lmoYI how lU.'l ;ewo.ndel te 

Ausoildungskapital sch\<er zahlec'.: einmal in Form von Lizenz

gebÜhren; oder zy;eitens wenn unsere Produl:te :.eicht mehr l:on

lmr:::-ieren kö1men. Schliesslich weil als Preis für die Über

nahme moderner Technologie die Verfüt_,.-u_n.gsgewo.lt ü:1er ur,sere 

Produl:tion zuneh1nend auf Zentre~::. übertragen w:i.rd, auf (lie wir 

noch v1eniger als bisher domol~atisch einwirl•en können, Zin 

elU'opäisches Unternel1mcn, dessen uirtschaftliche lilachtbasis 

s•~e;en wir in den USA lie;;t, u··.d dessen Entscheidu.'l.r;en vor

wiegend dort getroffen worden, verändert nicht blass die E:on

klli'renzsi tuation, es verändert r;.uch die politischen Llc:.chtver

hiil tnis se il: der Gemeinschaft. 
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Was i. st der Grund fi..u' uie c': cch::.olo:_;iolücko, iur <üe Vc;r:;üudcnG 

prCl,: •. uJ,tiver I~T'äfte überha;_~pt? Wied.eruu: der Z:·:em1<l ist; ein 

pvli tischer u;~.d l1ängt zu.,a .. : :en mit der ?chnicrigl;:ei t, die St,·uJ.:-

~en der :clranchen UD.Ci U·::o.ternel:men zn änder•.l, Denn um die 'J.'ech-·· 

nologielücko zu schliesson. müssen r:-:;tiL'1alo P::·oduktionsein

heiten geschaf::'en wer<l.en, die e::.'ston::; inr:;tando sL:.d, den 

teclmologischcc: Fortsoltritt auo::h in industrielle Praxis wnzu ·· 

setzen, und zv1e:'.. tens di.e lwn.l:~uJ~rcnzft~Jlig sind .. I:1 den bos tehuu-

don Staaten ist dc·.s ':aum mehr zu crwai·ten: sie bieten v1eder 

in hiureichendem l\Ic:.sse Kapital noch c:ie profi tal1l0 M::.rktsrösr;_,; 

in dGr ~'remGinschaft noch nicht, dcm1 ohne eine gemei;,_same 

~:iir'Cschaftspoli tik sind die Unsicherhei ts:ooJ:toron für dGrar·cj_c;o 

;:ostspiGlic;G O)erationen zu gross. Ausserdem müsste :Ln vielc!J. 

wichtigen ::'roduktioncn der Hauptk1.mde, die staatliche Verwc.l

tung für ~;anz Westeuropa einheitlich operieren (d.h. unter J.e:J 

gleichen politischen I'os·;;ulaten) w::.C. überhaupt die öffcntl:i.(;b_ 

:c'örderung nach dem I~:;_ terÜ'.Iü d·::lr Eff.Gl:tivi tät arbei ton, v1o.s 

auf diesem Gebiet meist :1ationalo Programme ausschJ.iesst. Jo.c: 

allos ist evident, häufig o.uc:~esprochen, ·:ü t Hi3.fe von Fach

leuten leicht .-:.usz<.,_denken. Aber vernirlüichen J;:ann mo.n eine 

zweckmässige BeschaffungspoEtik nur poli t:i.sch. 

1 .4 Diese Vergeudw.1r~ von l'rodul~ti vla:-aft lca'.'n scl:H'!erlich bestri t i;o;·: 

werden. Darüber ist r.:an sich auch in der öffentlichen !Jisku:::

sion Y'ei thin einig, von 3anz rechts bis ziemlich weit nach 

linl:s. Wir kön:·.ten ;üso ganz im Si:·:;:w der für solche Überle

gungen üblichen Spielregeln gleich ;;ei ter fra3en: ;;•arTh.!l Yiird 

denn das so offenl;:undig zvJeck;o\i).ssigo nicht ,;etaz:? ··.'.!"..e also 

kan:.;_ man ei:;e westeuropäische, c;emei:·same Industrie- u:.:d ;;'o'C~1.-

:1ologiepoli til~ form;;.lieron u::.d iJ.urchsetzen? 

Aber ich glaube, Ccami t bliGb:c UJ.1serc Zinschätzunß der L.:-.rß :~o0;: 

völlic~ u:·:zureicheml, und. wir würden e.;J. dem cisentliche:1., do::: 

p_o},_::~~~-sch~n P:coblem vor·.;eige:len. 

Masse vergeudet und zü.rück_:estutzt c.ls durch die orGai::Lno:Co-

risch-tecr&.schen U:-•.zuli:'.:.,clicb.1wi·.;Gn, von <';_cncn Yiir oichcn· 

spracheii. Denn Hir produzieren zr::t:!:' i·· .. mc::r mehr -.,_nd 1m•·.cr n•:uc: 
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Güter und Dienstleistungcc::.1 aber wir produzieren '::oi thin das, 

was die Men~chen nicht bra~ch_en, ·nas man :i_;men aufdrängt und 

einrodet. Und v1ir produzieren ·mld.. konsumieren auf eine Weise, 

die die L:cnschen dara~'- hindert, sich selbst zu bestim;-.;en Ui1d 

sich ihres Lebens zu freuen. 

--

Diese Feststollu·:g ist für viele noch gar nicht selbstverständ-· 

lieh; wir werden auch 0.ier darüber ~-.s auseL>andersetzen müssen. 

Einigo Tatsachen liegen aber zutage. U;,_sere Unternohi;1en pro

duzieren nicht das, 11as die Menschen bz-auchten oder gern hätte~_ 
--

so:.:dorn das, w::·.s man den Menschcm einz·c,.redo;.:. verma;~, do.ss sie 

es gerne haben sollten. Die !!Iarl;:tforschcmg c;oht nicht aus 

weder auf don gesamt::;esellschaftlichen Bedarf (wie Verkehrs

VJege, :Jchulen usw.) noch auf c?.ie Bedürfrüsse des oinzeh,en, 

sondern darauf, die Reizlücketl ausfindig zu machen, die die 

leichtos·[;en F:cofi·cchancen orö:"::'nen u::d die profitabelste Aus

nut"ung der ein; ·,al unter denselbo·.~- Gesichtspunkton installier

ten Produktio::skapazi täten. Nic;1t die verlässlichste, ratio

nalste Ul~.d bequemste ~''ortb.::\1e2;m:g des l'~cnschen gibt das Iviass 

o.b für die Verkehrssüterer"eu;;un-~, sondern die Ausnutz1P-~~ be

stehender ProdU: :tionska~n:zi tät die leichteste Profitchance. 

Und die Marlctzuberei tung = Vicrb1'ng beruht nicht ;_mf In:,?ormation 

zu:c Unterscheidung von '-~uali ti.i:cen - seien es Zic;aretten, .Gl\:'th

lampon oder Ar~1:1eimi ttel, sondern weithin auf ar~.tirationaler 

i.l<.,g:;estion im eindeutigen Dienste von P:!:'ofi tinteressen. Wc,hr

scheinlich ist zur o;)ti,:ale:l Ko;~,oi;,atio:: der Produl;:tioPsfak

toren es ni~tzlich, das;-; 'bessere Produkte sehr rasch bekannt 

gemacht werde:-,. Aber "besuer" heisst jetzt wei thL;.: das Produ;~t 

hi:J.ter Cl.em mehr K::.pital u·"td mehr tiefenpsychologieehe Raffi

nesse steckt; g.as Produl~t, das die höchsten Profi to verspricht. 

Jas mit viel Aufv1and v::rbrei tete Versprechen "weisser als VleisB" 

d-~'.rfte z1u- ')teir:;c:..'Ullg der Produl;:ti vi tät n:Z.chts bei t:cc.gen, son

dern nur ZU:!:' wL.lki.'rlichen, r;ewaltsamen ,)teigorung der Unter

nehmergewinne. 

1, 5 . .;chliesslich v1crden in Produ~~tion u: .d Konsum - durch ihre 

C-rL;anisationsform - produktive Kräft<> in ö.er un(5ehe<eerlichsten 

'7eise ver:;cudet und verdorbcm. 
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Ich ueine dabei :;anz gewiss nicht die in gev1issen Ei'eisen 

KlagG gegen die .Ar"oeiter: " es fe:hlt an Fleiss, o.n Diszi_pL.~'l, 

an Respe':.t, an Hingabe; ganz beso:,1ders bei der Jugend •. " tmd 

so ähnlich, Der Befund ist ~enau ent egengesetzt: die Art, wie 

die Arbeit organisiert ist, beraubt y;ei thin clen Arbeiter oder 

Angestellten der Fähigkeit, kreativ zu ':lerden, Untersuchungen 

c;eben darüber hi11reichend Aufschluss, es gibt auch leicht fass

bare Berichte, die jeder lesen sollte, der sich mit europä

ischer Politik befasst. Natürlich ist es rücht überall so 

schlirru wie am Fliessband oder bei Scl:iv1erstarbei t oder in den 

Dürofabriken, wo die Arbeit auf ganz andere Weise ähnlich 

schlL:m ist. Aber die "Fabriken" dieser Art sind für v1eite 

Bereiche der Produlction immer ;:och Orientierun:;smuster und 

'vorbild. ;Jcheinbar vom Produ:·:tio~:sprozesc; selbs·0 diktierte, 

in Uahrheit aber von HerrschaftsansprucL und Profitinteresse 

verfälschte Arbeitsregcln_berauben den Menschen jeder Übersicht 

über seine T~:tigkei t, unterwerfen ~.hn Bedingunge;1, i?~- •1ene~;_ 

Abstumpfung und Ac;gression gegen den anderen die "normale" 

neaktion sind. Eine verlesene Ar0ei tsmoral soJ.l die 12!:-i tik 

an der vorhel'::-schenden Ar bei tsorsanisation und L:rer prinzi

piellen Untauglich',ei t abschi::.eiden. Und die von ei::·.er ver

blödenden, seelisch zerrüttenden Ar-Dei tsorganisation erzeugte 

Mentalität wird in der sogenannten Freizeit noch eim.1al als 

Konsumzwan;:; und Aussenle!'.l::ung repro0.uziert. Niemand ent:_;eht 

dem ganz, c.uch die höher Privilegierten nicht. 

!Vian Ylirc'. hier Einwände erheben. Erstens: "v1as hat das alles 

mit rl.em Them::. unseres Gesprächs zu tun?", das nicht über 

Gesellschaftspali tH: sondern :Curopapol2. tik ist. Leider lassen 

sicl1 die beid~n aber nur unter der Bedingung trennen, dass man 

weiter ei:le so erfole;reiche Europa;~oli tit: treiben will 1ilie 

bisher - und eL~c so erfolgreiche Gesellschaftspali tik. In 

17~hrhei t verursacht eben die Vergeudu:.1g und Vcrkrüppelw'g der 

Produl:.ti v'·:räfte die poli ti sehe Lage, in· dor wir be- und ge

fangen ·siad. penn der Allt~_c_:_~timmt die P_o_l:i.til:. Der Alltag 

eines IJolmabhä:1gi(';en, c;_er in einer schlechten und :~oli tisch 

w}.e moralisch schädlichen Ar bei tsor..:.; .n).sation ausGelaugt vJird, 

der sich cchor.. lange hat ab:ßWÖh:-:.en müssen, nach dc:m Sim1 
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seiner Arbeit und damit nach dem Sin;:, des grössten Teils 

seiner Existenz zu fr.;.gen - er hat Anspruch auf Lonn und 

allerlei Errtschädigungen, alles andere aber vürd "oben" ent

schieden. Der Alltag, in der~ die am Tas aufe;estauten Aggres

sionen auch o.m "Feierabend" als Gereiztl1ei t, A_;[!;ressi vi tät 

un6. ::~rschöpfung fortbestehen, cüe IsolierUJ:g am Arbeitsplatz 

in der Isolierm1c; durch Bildschj.rm oder R;msch; i:o.~ der Be

nebelung m:L t Bilder:·. seJ:uelle:-~ Vorheissung m1d mühelosen 

Glüc:~s fortü.auert - mit dem Produkt solcher Art "Alltag" kallil. 

man sebx wen.~.g zusam,-:Jen 'Gun. E:r selber spürt kaum cl.ie Kraft, 

etwas zu ändern. O:ft kan:n er sich '1icht ein: ·,al den Wu:::sch er

lauben, man müsste doch ande;:-s C:.ie Ar:x~i t organ:Lsieren, andere 

Güter herstell:m u;•.d sie anders verteilen. Der All·cag ist wie 

eine ~.usgeklügel te Scht:le, die ihn lehrt: versuch ja nur nicht, 

etwas Neues zu lernen, etwas ä!ldern zu wollen! 

:Oj.e Fähigkeit, selbst die Initio.tive zu ergreifen, hat man 

i!un genou;.~on. Mit ·~nderen zusammen etwas an~uf?-ngen und es 

zu v8ranv:10rten, hat ::1an ihm :;.bge"c7Öh.Et. Obendrein ,-:ird durch 

das ganze System des Alltags ihm eingeimpft, wenn es ihm 

:licht gut g::mug c;oht, sei auch ;·weh er selber schuld daran; 

wenn er sich besser an'}asse, \~erde alles leichter. 

Diese Art Alltag zerstört den voli tischen Lt:msctien, zerstört 

den pro du' .ti ve;J Menschen. Der vor,;e;;teJ.l te Loh.nabh:!.ngige -

und wieviele habcm n:i.cht ähnliches erfahren müssen - clieser 

Lo·.mabhängige wirc!. poJ.i tisch nicht c.kti v werden können. Er 

geht zur Wahl, vielleicht bemüht er sich, zahlt Mitglieds

boiträ:;e, ve:::-sucht ein eir;enes Urteil. •• aber alctiv wird er 

n:'.cht, .'::in Alltag dieser Al~-~ ist meist :::tärker als guter Hille, 

ganz sicher stiirl~er als :Jildu:.1gsarbei t. 

je lange der Alltag sehr v:i.oler Loh:.:abhii."-ßigcr so ::;eartet ist, 

wirC. das N:'.veau d8r Politil: in :3v.ropc. ::.icht utcigs;"- können. 

r5olange n::.cht l~:Jr Wille, diesen ;;,11 taß radikal zu verändern, 

zum integralen Bestc.ndteil ei:,1er curopi;.ischen Politik ;,:;eworden 

ist, wird. auch die Europi.:.ische 3:e: :einschaft nu.r eben so schnell 

und so er:':'o:'.greich wie ~Jisher voranschrei te:r:. - 'Jcstenfalls -



~~, 
....... - 10 -

aod oH doo "'"~ <lie •« 

Ein zweiter Einwand ma~egen 

im Alltag allenthalben schmecken. 

diese Art der Betrachtung erhoben 

werden: selbst wenn die Tendenzen unserer gesellschaftlichen Ent

wicklung so bedrjhlich sind, so handelt es sich dabei um Uebel, die 

überall in der Industriegesellschaft auftreten, nicht nur in Europa. 

Gesellschaftspelitik tut überall not, wozu braucht, wen diese Frage 

künlJ!lert, ausgrechnet r.'li t der. EG sich zu beschäftigen?· 

Ich halte den Einwand für falsch. Denn die "Industriegesellschaft" 

als solch" ist nur eine Fiktion. Wirklich ist eine Vi<3lzahl von 

Industriegesellschaften, in denen bestimmte Machtgruppen in einer 

bestimmten Verfassung 0perieren und die sich eben dadurch unterschei

den. Industriegesellschaft wird gemacht. Sie wird unterschiedlich 

schlecht gemacht, und es ist gar nicht einzusehen, warur:1 wir sie 

nicht besser machen sollen. Aber wo? und in welcher VerfaGsung? Ich 

glaube, dass wir diese Frage nicht beantw~rten sollten, ohne uns die 

neue Entwicklung der produktiven Kräfte vor Augen zu halten, nicht 

nur ge~graphisch, sondern auch nach ihrer Qualität. Erst dann werden 

wir über Nutzen oder Nutzlosigkeit einer Europapolitik ins klare 

kemmen können. 

2, Wir haben begonnen, die Bilanz der europäischen Poli tilc72u ziehen, 

dass wir uns die Entfaltung der Produktivkräfte vor Augen geführt 

haben: was möglich wäre, was davon versäumt wird, weil die politische 

Realisierung fehlt; schliesslich wie die ausschlaggebenden produkti

ven Kräfte: die schöpferischen Kräfte in den Hansehen durch die 

Organisationsform der Arbeit und des KonsumG beschädigt und unter

drückt werden. Wie sieht nun die Welt aus - die weitere Frage - die 

während zwei Jahrzehnten Europap~litik entstanden ist? 

Die Antworten werden verschieden sein. Aber wenn es zutrifft, dass 

der Alltag der meisten L0hnabhängigen, also der übergrJssen Mehrheit, 

so wenig menschenwürdig abläuft, so ist jede muntere Antwort faul. 

Was wir an "VIelt" neu geschaffen haben, ist gar nicht besser als was 

es vorher schon gab, ist oft viel schlechter noch, ist beschissen. 

Wer nicht abgestumpft ist, spürt es, 
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riecht es, sieht es, Viele insbesc·rtdere--der J"tingeren. spüren das •. 

Wir sind k~llektiv reich, aber d9r·Reichtum, stellt sich heraus, ist 

keiner •. Die Produktivkraft wird uns nicht zum Hittel der Befreiung, 

und nicht zum Anlass des Friedens,. Wir prvduzieren mit zu hohem 

Aufwand zu viele falsche Dinge •. "Mehr" ist die Devise, das "was" ist 

w~niger wichtig. Das beherrscht· die staatlichen Wirtschaftspali tiken ;: 

es beherrscht natürlich auch die Einstellung der meisten Lohnabhängigen,· 

Das alles ist gleichsam zur "Logik" gew0rden. Die Norm des Unterneh"

mers: "mehr Pr..,fit" hat Ableger getrieben. 

Die derzeitige Steuerung des technologischen Fortschritts und der 

Produkti0n überhaupt kann nur ein krankes Hirn sich ausgedacht haben, 

Folgerichtig pflegt ma'1 die Heinung, es würde überhaupt nicht ge.:.. 

steuert, sondern eine sagenhafte Natur des Menschen oder ebense· sagen

hafte Sachgesetze der Oek<>"nom:(e seien verantwortlich für den Gang der 

Dinge •.. Tatsächlich kann man aber nicht leugnen, dass der ök.,nvmische 

Prozess durchaus "gemacht" wird: in einer Fülle von Entscheidungen. 

Aber di'ese Entscheidungen werden nicht Sache einer öffentlichen Be

sti"mmur.g, an der alle Betroffenen in geeigneter Form mitwirken. ·Es 

gibt zwar die K•msumentenfreihei t, je nach Geldbeutel selbst zu wäh

len •.. Aber nur ein geringer Teil der Waren und Dienstleistungen kann 

individuell gekauft werden •. Ich kann ein Auto,. kaufen, aber nicht die 

Strasse;. ich kann nicht ein billiges und bequemes Verkehrssystem in 

meiner Stadt kaufen, nur das riesige Auto··, mit dem ich zu gewissen 

Stunden nirgends vorankommen kann. Ich kann mir Bücher kaufen, aber 

keine Lehrer, keine Schulen und Universitäten. Kaufen kann ich nur, 

was angeboten wird, Ueber das Angebot entscheiden andere. Und die 

darüber entscheiden, ~ erzeugt wird, kann ich nicht kontrollieren. 

Was sie herstellen lassen, kann so unnütz oder gar schädlich sein wie 

es will, solange sie nur Kapital und Raffinesse genug haben, es auch 

aufzuschwätzen. 

Die Folge ist: die Q.uali tät des Lebens selbst ist bedroht,. Viele lei

den darunter,. Es geht dabei nicht in erster Linie um die "Umweltzer

störung", Lärm, Schmutz, Gifte,. schlechte Luft. • • Die Umwel tzerstürung 

ist ja inzwischen zu einem öffentlichen Problem geworden; eine Partei 

schreibt den Programmpunkt von der anderen ab. Doch unvergleichlich 

akuter als die drohende Zerstörung der Umwelt ist die Zerstörung der 

zwischenmenschlichen Welt, als Produkt des normalen Alltags. 
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Es ist eine Welt, in der Selbstbestimmung zu einer Farce zu werden 

droht. Denn wer nicht über seinen Alltag mitbestimmt, über das "was" 

produziert wird, kann auch über nichts sonst Wesentliches bestimmen. 

Damit wird der Boden der Demokratie weggeschwemmt. Das ist schlimmer 

als die Erosi0n fruchtbarer Erde. Das aber ist die gegenwärtige Ten

denz. Sie wird von der Europapolitik entweder verstärkt l. s<- wie bis

her - oder eine neue Europapolitik geht gegen diese Tendenz des Ge

sellschaftsprozesses an. 

3. Europa in der Welt 

Die Bilanz der bisherigen Europapolitik kann nicht gezogen werden, 

ohne die jetzt erreichte Stellung Europas in der Welt zu bezeichnen. 

Auch hier empfiehlt sich, von den produktiven Möglichkeiten Europas 

und der Sechs im besonderen auszugehen, denn Produktionskraft bringt 

Verantwortung. Auch hier eine erschreckende Diskrepanz zwischen dem 

realiter Möglichen und dem politisch Verwirklichten. Dieser Teil 

Europas und Europa insgesamt in allen seinen Teilen leistet für die 

VIel tpoli tilc einen Bei trag, der in keinem Verhältnis zu seinen pr.oduk

tiven Möglichkeiten steht. Und seine Rolle widerspricht auffällig 

seinen Interessen. Von den Interessen der anderen noch ganz abgesehen. 

3.1 Europa, die Gemeinschaft alleine sogar, zieht einen grösseren Teil des 

Welthandels an sich als jede andere Region und jeder andere Staat. Das 

gibt Westeuropa die Möglichkeit - die ökonomische Möglichkeit, und 

nach Meinung einiger auch die Pflicht - den Welthandel zu einem Instru

ment des Friedens zu machen, jedenfalls dazu erheblich beizutragen. 

Wie ist aber die Lage? Der WGlthandel und die Kapitalbewegung sind s<> 

gesteuert, das~~aen reichen Ländern mehr Vorteile bringen als den 

armen.· Sie lassen in den unterind·..tstrialisierten Ländern wohl oft 

neue Produktionskapazitäten entstehen, aber unter Bedingungen, die 

vorwiegend kleinen Gruppen Vorteil bringen, in- oder ausländischen. 

Die öffentliche Entwicklungshilfe, von der soviel Aufhebens gemacht 

wird, deckt meist nicht einmal das Defizit zwischen Kapitalzufluss 

und zurückfliessenden Gewinnen. Die produktiven Kräfte werden nur 

insoweit entwickelt, als sie Profite erwarten lassen. Sobald sie sich 

aber auf politische und gesellschaftliche Selbstbefreiung richten, 

werden sie unterdrückt: entweder durch Abfluss des Kapitals oder offen 

militärisch. Die Drohung mit beiden genügt meist, um in diesen Ländern 
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jene Gruppen an der l1acht zu halten, die gegen politische und gesell

schaftliche Befreiung arbeiten. Dies alles berührt Europas Interessen 

unmittelbar, weil dadurch in der dritten Welt jene Partner nicht ent

stehen, mit denen zusammen allein sn etwas wie Friede in den nächsten 

Jahrzehnten geschaffen werden kann. Der grösste Welthandelspartner 

und zweitwichtigste Region nach der materiellen Produktivkraft tut 

nicht nur kaum etwas, um zu verhindern, dass die Vorbedingungen für 

einen mörderischen weltweiten Rasseukrieg entstehen - durch ihre aussen

politische Abhängigkeit und ihre Handels- und Kapitalpolitik trägt sie 

sogar selber dazu .bei. Europa ergreift - ohne dass dies jemals zum 

Gegenstand einer demJkratischen Entscheidung gemacht v1ürde - durch 

sein Schweigen und seine Allianzen jetzt schon Partei in diesem 

schlimmsten aller vorstellbaren Konflikte. Dieser Sachverhalt zeigt, 

wie ich glaube, deutlicher als alles andere den gegenwärtigen 'zustand 

der Demokratie in Europa auf. 

Das ist leicht an einigen Beispielen auch im einzelnen klarzumachen, 

etwa an den Auswirkungen der gemeinsamen Agrarpali tik oder der Be

nachteiligung von gewLssen Halbfertigproduktionen der Entwicklungslän

der. Man kann nicht leugnen, dass in vielen Fällen nicht die bestmög

liche Ausnutzung der Produktionsfaktoren, nicht die optimale Allokation 

der Ressourcen angestrebt wird, nicht das vorgeblich ök.momisch 

Richtige also, .,ondern die antiökonomische Befriedigung einzelner 

Sonderinteressen. 

An diesen Beispielen wird aber auch klar - ich möchte das mit Nach

druck betonen - dass schlimme Auswirkungen dieser Art nicht im Kurz

schluss "der Gemeinschaft" oder einer Gemeinschaftsinstitution zur 

Last gelegt werden können. Die gemeinsame Agrarpolitik etwa, das 

deutlichste Beispiel, ist ja nicht demokratisch beschlossen worden, 

und nur zum geringeren Teil in gemeinschaftlichen Verfahren. Alles 

Entscheidende geschah ungemeinschaftlich, nämlich in nationalen Ver

bänden und Parteien, und demokratisch war das Verfahren nur im 

formalen: ganz eindeutig haben sich,partikulare Interessen gegen 

andere Interessen durchgesetzt, und übrigens auch nicht ein Interesse 

der Landwirtschaft, sondern die Intereasen der kapitalkräftigen Grass

produzenten des Agrarhandels und der Agrarindustrie, die sich als das 

gemeinsame Interesse der Landwirtschaft hinzustellen wussten. Und für 
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eine Gemeinschaftspolitik, die weltweit dafür einsteht, dass Kapital

zufluss nach den unterentwickelten Ländern. zum Mittel der gesellschaft

lichen Befreiung statt zum Gegenteil wird, fehlt bis jetzt jeder An

satz. Darüber wird nicht einmal diskutiert. 

Ich meine, so verkehrt es wäre, Skandale dieser Art zu vertuschen, 

weil sie, wie man raunt, das Vertrauen in die Gemeinschaftsorgane und 

überhaupt in die Gemeinschaft schwächen könnten - als ob Unwahrheit 

eine verlässliche Basis für Vertrauen wäre - so verkehrt wäre es aber 

auch, nun der Gemeinschaft und Gemeinschaftsinstitutionen die Verant

wortung für etwas zuzuschieben, was nicht sie verschuldet haben. 

Lassen Vlir uns nicht von den eigentlichen Ursachen ablenken. Das Bei

spiel der Agrarpolitik ist gerade darin aufschlussreich. Die entschei

dende Fehlerquelle liegt diesseits der Gemeinschaft: Sie liegt in den 

Bedingungen, unter denen in Europa Politik getrieben wird, in den Regie

rungen, Parteien, Verbänden, in der Oeffentlichkeit, letzten Endes im 

antipolitischen Alltag, und in den Ursachen für diesen antipolitischen 

Charakter des Alltags. 

3.2 Europas Stellung in der Welt kann aber gev1iss nicht allein danach 

beurteilt werden, wie es seine ungeheure Produktivkraft und sein 

Handelspotential für die Vorbereitung eines künftigen Weltfriedens 

- oder eben dagegen - einsetzt. Wir haben ebens-> zu fragen: was trägt 

dieser Teil Europas heute zum Frieden in der Welt bei, oder zumindest: 

was trägt es zu dem Kalten Frieden bei. Dieser Kalte Friede ist selbst

verständlich nur negativ zu definieren: entscheidend sind die Vor

kehrungen womit der Heisse Krieg zwischen jenen verhindert wird, die 

sich gegenseitig zu vernichten imstande sind. Das sind weiterhin aus

schliesslich zwei Staaten. Europa gehört dazu nicht, was vielen sehr 

angenehm ist, weil sie damit der Verantwortung für die stets drohende 

Katastrophe ledig sind. Ob dann die einen hier in Europa mit den beiden 

Schutzmächten zufrieden sind oder die anderen mit deren Geschäfts

führung unzufrieden - oder ob man auch mit nur einem der beiden Pro

tektoren unzufrieden ist und mit welchem - das ist eine kaum mehr 

erhebliche Nuance. An der Tatsache der Abhängigkeit wird nicht ge

rüttelt. Was sind die Folgen? 
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Die Folgen sind aus einiger Entfernung schärfer erkennbar. Was die 

Abhängigkeit von der Sowjetunion und den USA für die osteuropäischen 

Länder bedeutet - ja auch von den USA als dem einzig gleichrangigen 

Partner und gegenüber der Sowjetunion - das hat der Einmarsch in die 

CSSR dargetan. Hier im Westen wird die Abhängigkeit weniger empfunden. 

Dass in Griechenland ein Terrorregime besteht und von den westeuro

päischen Ländern nicht blass geduldet, sondern indirekt wirtschaftlich 

gestärkt wird, wäre ohne die Anwesenheit der amerikanischen 6. Flbtte 

weder möglich noch vermöchte man die Oeffentlichkeit so leicht zu be

schwichtigen. 

Aber die Folgen dieser Abhängigkeit sind für die Beziehungen zwischen 

den Teilen Europas und für die Chancen der EG nicht weniger bedenklich, 

wenn auch aus der Debatte weithin verdrängt. Die Entspannungspolitik 

gegenüber Osteuropa, die nun - mit einer gewissen Verspätung, wie man 

anderswo notiert - von der Regierung der Bundesrepublik so entschlos

sen und umsichtig vorangetrieben wird - sie bleibt durchaus abhängig 

von den Beziehungen der beiden Weltr.Jächte untereinander. Von Verhält

nissen also, auf die niemand in Europa nachhaltig einwirken kann. 

Selbstverständlich ist das Ziel dieser Politik: Entspannung und 

Zusammenarbeit zwischen den ':Ceilen Europas, über jede Kritik erhaben. 

Man muss aber fragen, was unter den weltpolitischen Bedingungen, bei 

fortdauernder Abhängigkeit von den beiden Garantiemächten denn über

haupt möglich ist. Selbst wenn man das Entstehen einer Art gesamt

europäischer Sicherheitsordnung voraussieht: einen vertraglich be

siegelten Zustand verringerter militärischer Konfrontation als Rahmen 

für Gewalt- und Revisionsverzicht wie für ein höheres Mass an wirt

schaftlicher und sonstiger Zusammenarbeit, selbst wenn man das für 

erreichbar hält, was ja schon optimistisch sein mag, selbst dann 

bliebe Europas Sicherheit zuhöchst gefährdet. Denn die neue Ordnung 

wäre ebc;n keine neuropäische Sicherheitsordnung", sondern blass der 

europäische Abschnitt des weltweiten Kondominiums, der freilich wich

tigste Frontabschnitt in einer weltweiten Konfrontation. Dabei setze 

ich voraus, dass keine der Weltmächte Angriffsabsichten hegt gegen 

die andere. Aber die Konfrontation scheint sich zu verschärfen. Das 

Wettrüsten geht weiter, und beiderseits scheinen gesellschaftliche 

und politische Machtgruppen an Rüstung und an "begrenzten" mili

tärischen Konfrontationen interessiert. Der Ausbau der sowjetischen 
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Flotte und von mobilen Interventionstruppen könnte anzeigen, dass die 

Sowjetunion den USA nicht länger zugestehen wird, allein an jedem 

beliebigen Punkt der dritten Welt nach Belieben intervenieren zu 

können. Schon jetzt nimmt im Nahen Osten die Gefahr einer neuen 

militärischen Konfrontation, in die dieses Mal auch die Weltmächte 

direkt hineingezogen werden könnten, unübersehbar zu. Das sind nicht 

unglückliche Ausnahmen, sondern ist Tendenz. Es ist klar, dass eine 

"europäische Sicherheitsordnung" etwa von einer auch nur auf den Nahen 

Osten beschränkten und militärisch "begrenzten" Konfrontation auf-eine-

harte Probe gestellt würde. Es würde sich zeigen.:_diese Sicherheits-

ordnung wäre nicht europäisch. Ausserdem selbst wenn man von allem 

anderen einmal absieht: Westeuropas Erdöl kommt überwiegend aus dem 

Nahen Osten. Einige genau benennbare Interessen würden sich bei einer 

Eskalation des Konflikts i!l den europäischen Ländern zweifellos poli

tisch durchsetzen und eine Parteinahme im Nahostkonflikt verlangen. 

Ob die "europäische Sicherheitsordnung" diese Probe übers~ehen würde, 

mag jeder selbst abschätzen. Jedenfalls würde die Garantie der beiden 

Supermächte fraglich und umstritten. WoBit die Angst, diese in Europa 

bisher mächtigste innenpolitische Waffe, wieder zum Zug käme. Welchen 

Weg dann Gesellschaft und Demokratie nehmen können, braucht man nicht 

sehr lange zu überlegen. 

3.3 Dem wäre nur zu entgehen durch die Schaffung einer eigenständigen 

politischen Potenz in Europa, wobei die geographische Abgrenzung 

vielleicht nicht das grösste Problem wäre. Aber gerade das Entstehen 

einer europäischen Gemeinschaft dieser Art würde einen Konflikt mit 

den beiden Weltmächten nicht vormeiden können, in diesem Fall durch 

den westlichen Teilhaber des Kond.ominiuns zuständiger Repräsentant 

und Garant des Kondominiums. Die Abhängigkeit ist ja längst verinner

licht, und dies nicht nur in der F"rm, dass sie kaum mehr ein öffent

liches Problett ist, sondern vor allem auch durch die massive Ein

pflanzung anerikanischen Kapitals und l1anagemcnts in Westeuropa. Es 

sollte einmal untersucht werden, inwiefern die Unterordnung West

europas unter die Führung der USA die Vorbedingung war und ist, für 

das Interesse a!i1erikani.scher Unternehtien an Westeuropa und an der 

EWG im besonderen. Jedenfalls g811ört dies zur Bilanz d;;r europäischen 

Integrationspnlitik: zwischen den Profitinteressen eines Teils der 

wichtigsten Unternehmens- und Kapitalgruppen in Europa einers0its 

-· 
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und defil derzeit die ar.~erikanio.che Pali tiK bestilll;~enden Forderung: 

die USA sollen überall und mit\ülen tragbaren Hitteln zugunsten von 
\ 

"free enterprise" intervenieren, "'besteht eine fatale Wechselbeziohun&· 

Dabei scheint es übrigens kaum eillen Unterschied zu machen, ob diese 

Unternehmens- und Kapitalgruppen nun umerikanisch firmieren oder 

"europäisch"; es kommt allein auf die, gemeinsame Interesseneinschätzunh 

an, 

Diese Abhängigkeit Europas von den beiden Weltgendarmen, die hier nur 

in Bruchstücken angedeutet werden kann, ist - ich sagte d.:::s schon -

im erstaunlichsten Kontrast zu dem Produktions- und Technologiepoten

ti::tl Westeuropas. Dabei ist nicht an Prcduktion und H"rtung von 

Massenvernichtungsmitteln gedacht, vielmehr an die absurde Unfähigkeit 

unserer Region, das ungeheure Potential auf geeigneten Wegen in eine 

Abrüstungspolitik umzusetzen. Zur Zeit haben die Länder Europas, auch 

die beiden i~inia tonmäch te, auf den Rüstungswet tlco.u f so wenig Einfluss 

wie auf das, was amn euphemistisch "Rüstungsbegrcnzung" nennt; beides 

hängt natürlich unzerreissbar zusammen. Han kann sich gewiss bee;lück-· 

wünschen dazu, da·ss in Europa nicht noch weitere Atommächte entstehen, 

und dass die Nuklearrüstung der beiden Auch-atomaren, wozu immer sie 

gut sein mögen, für dns Gleichgewicht des Schreckens, das uns angeblich 

sichert, kaum eine Gefahr bedeutet. Eine sogenannte "europäische Be-robe" 

oder eine westeuropäische Atomrüstung als Teil der NATO .;der deren 

Gegenstück im Ost~n - sie wären gewiss das ungeeignetste Mittel, wäre 

nichts als Nachahmung der beiden Weltgendarmen, statt die allein dem 

Interesse Europas genügende Rüstungsverminderung und Bannung der -· 

wie man sie besser nennen sollte - "Unwaffen". Aber diese negative 

Antwort löst natürlich keineswegs schon das ProbleLJ: wie kann Europ.:;. 

sein produktives Potential für den Frieden einsetzen, was nicht ge

lingen kann, wenn wir uns nicht aus der Abhängigkeit befreien? 

Was diese Abhängigkeit bedeutet, wird in der Nuklearindustrie deutL.ch, 

Es gibt sicher gute Gründe, die Zahl der Atonunächte nicht zu verr.iehr8n. 

Man muss sich nur über die Folgen klar werden •. DiG USA sind dabei, 

WeGteuropa gegenüber ein Honepol c.ufzube1uen .. Sie haben die Entwickluq; 

ihrer zivilen Atomindustrie zum Teil über den Nilitärhaushalt finan-

ziert. Ausserdem haben sie massiven Druck o.uf europäische Länder !'l.n·~ · 

geübt, um vielversprechende Projekte zu verhindern, d;_.," unter defl Ve-r-



- 18 -

wund, es würde dabei, etwa in den Gaszentrifugen, Techn'"llogicn ent

wickelt, die auch militärisch genützt werden können. (Und tutsächlich 

ist die Grenze zwischen ziviler und militärischer Technik nicht überalJ 

und im voraus genau bestimmbar.) Vermutlich wird in Zukunft solcher 

Druck sich noch verstärken. Beide Homente zusammen erzeugen eine fast 

schon entschiedene Abhängigicei t in weiten Bereichen der Atomindustrie 

von amerikanischen Unternehmen. Private Profitinteressen und ein 

Stautsinteresse der USA verstärken also sich gegenseitig und decken 

einander ab. Es kann auch nicht verwundern, dass die wichtigsten ein

schlägigen Unternehmen in Europa diese Wettbewerbslage hinnehmen und 

mit ihren amerikanischen Partnern auf einer Basis der Ungleichheit 

kooperieren. 

Aber ganz gleich welcher Weg aus der Abhängigkeit heraus aufgetan 

werden könnte: ob eine Umrüstung auf gevml tlosen Widerstand (oder 

gewaltarmen Widerstand); eine soziale, nicht-militärische Verteidigunr;, 

vcn der man nicht von vorneherein sagen sollte, sie könnte nicht eine 

ausreichende Abschreckwirkung erzeugen; ob der Ausbau der Technol<•gie 

in einetJ Mass, dass Europa zu einem ernstzunehmenden Verhandlungspart·· 

ner in Abrüstungsverhandlungen wird ••. in jedem Fall bedürfte es dazu 

eines politischen Potentials, das d0r.t technis.chen entsprechen müsste. 

Eines Potentials, das tagtäglich - eben wegen des antipolitischen 

Charakters des Alltags, verschüttet geht. 

p.4 Politische Struktur, Machtverteilung 

Die Bilanz von zwei Jahrzehnten der westeuropäischen Integrationsp,>li·:c.' > 

lässt sich ubschliessen, wenn wir zuletzt die politischen Leistune;en 

bewerten und in die Bilanz einsetzen. Denn auf den politischen Saldü 

kvmmt es offenbar am meisten an. Niemand lc:mn duran vorbeisehen, 

scheint mir, dass hier der Schlüssel zu allen wichtigen Schlössern 

liegt. Denn es ist leicht zu fordern, wir sollten die produktiven Kr<::-: .. 

optimal, d.h~ ohne Rücksicht auf hinderliche Staatsgrenzen entwickeln; 

wir sollten den Austausch mit der dritten Welt so steuern, dass die 

Völker sich gesellschaftlich und poli tü;ch befreien können; wir soll·;,,":. 

die Organisation der Arbeit und des Kcnsums radikal verändern, auf d:>r:c 

die Menschen in ihrem Alltag nicht kaputt gemacht werden, sondern inl'v 

schöpferischen Kräfte entwickeln ••• - es ist das alles leicht zu f,,rC:.•.·: 
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aber we ist die Macht dazu? Wo ist überhaupt die Macht? Was wird aus 

der gewaltigen Produktion, wer r.1acht daraus was? Nit anderen Worten: 

wie ist nach zwei Jahrzehnten Integrationspolitik die !·lacht verteilt? 

Wie ist sie strukturiert? Wie sieht die politische Verfassung tat

sächlich aus? 

3_. 41 Die Machtverteilung in Wirtschaft und Gesellschaft stimmt immer weniger 
-

mit der von den demokratischen Verfassungen vorausgesetzten Norm über-

ein. Halten wir uns auch hier an die Realität des Alltags. Unverkennbar 

wird der Alltag imtler nehr von Entscheidungen bestirrunt, auf die die 

Betroffenen keinen Einfluss haben. Die Macht ballt sich zusammen bei 

Unternehmensleitungen und staatlichen Bürokratien, sowie bei den 

Spitzengremien der grosscn Interessentenorganisationen •. Dort wird 

alles Wesentliche entschieden: was produziert wird und wie, wie Bedürf

nisse angereizt werden und welche, wo es neue Arbeitsplätze geben wird, 

wo nicht und welche, schliesslich wie das Produkt verteilt wird. Aller

dings ist das Wort "Entscheidung" irreführend: denn es wird nur zum 

geringsten Teil öffentlich und in Bewusstsein der Folgen entschieden. 

Analysiert man das Bild, das der Oeffentlichkeit sagen wir von der 

Stillegung eines Betriebs Jder einer Neugründung vorgesetzt wird, so 

ist meist viel von wirtschaftlichen Notwendigkeiten die Rede, die 

scheinbar kaum eine Wahl lassen. Woher aber diese angeblichen Notwendig

keiten und Sachzwänge kommen, ob sie verändert werden können, wird 

kaum gefragt. Man begnügt sich r.Jit dem Ausfeilschen von irgendwelchen 

Entschädigungen. Die reale Machtballung in den Unternehmensleitungen, 

Verbandsspitzen und Büro.kratien wird unterschätzt, oft von den 

Mächtigen selbst, und dies aus dem Grund, dass diese Macht gleichsam 

in den Gesellschaftsprozess ''eingebaut'' ist, sie erscheint als logisch 

an sich, und gegen diese L0.gik von Macht und Profit auftreten, heisst 

unmoralisch und unsachlich agitieren, 

Die Kehrseite ist, dass die Macht der einzelnen rapide abnimmt, Sie 

erzeugen die Macht, denn was ist Macht anderes, als die Kraft zur Ver

änderung der Welt, die wir in die produzierten Güter hineinstecken, die 

Kraft, die im Zusammenhandeln entsteht, im Betrieb, im K~nsum, in 

Schule und im Informationsprnzess. Sie erzeugen die Macht, und dies 

ist ja die reale Grundlage für das Postulat der Demokratie: dass die 

Gewalt vom V.o.lke ausgeht. Die einzelnen erzeugen die Hacht, aber sie 

behalten sie nicht. Andere entscheiden, was aus ihrem Prcdukt wird, 

was aus ihrer Arbeit wird. 
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Erst pachtrA~lich und gleichsam aus weiter Ferne haben sie, die 

Urheber und Produzenten der 1·1acht, dann wieder die Chance, in Form 

von· '-lahlen über die Hacht rni tzubestimrnen. Diese Chance wAre betrf!cht

lich, V11lre nicht der Alltap überrnAchtig, Der politische Bürr,er wird 

vorwe~ von der unmenschlichen Realität des ökonomischen Alltags zer

stückelt. Ein Parlament, eine nolitische Partei, eine Gewerkschaft 

können die produzierte Macht nicht kontrollieren und steuern, wenn 

die v!Ahler selbst ohnrnächtip, sind; sie können es nur, 1-1enn und 

insoweit sie die Menschen dazu anreizen, sich 1n ihrem Alltag aus 

der Oh~acht zu befreien. 

Das Problem ist na türlieh sehr alt, a.bcr es wird durch die zunehmende 

technische Arbcitsteilun~ versch~rft. Soear wenn die aus früheren 

Jahrhunderten übernommenen demokratischen Einrichtung.:m unr:eschwächt 

funktionieren, müsste daher die Ohmacht 1-1achsen. Dem könnte nur 

ab~eholfen werden durch ein Plus an Mitwirkun[, durch eine Veränderung 

der sozialen ArbeitsteilunR, kurz durch radikale Dernokratig, 

3,42 In der Tat ist die Tendenz zur Entdenokratisierune unverkennbar, p,erade 

auch in Westeuropa, Denn die Wirtschaftsinterration hat bisher diese 

Tendenz verschärft. Nicht allein ist die Hachtballun" in der ltlirtschaft 

hier stärker, niese peballte Nacht ist auch in Hachsendem Urnfane 

nicht mehr national beschränkt, sondern transnational ausqeweitet, 

besonders natürlich in der E\<IG, \·lährenc, die theoretisch fort:., 

bestehenden politischen Kontrollmittel auf nie einzelnen Staaten 

beRrenzt bleiben. Diese SachlaRe hat vor zwei Jahren Erich Kitzmüller _ 

so beschrieben: ''Zunehmend entstehen Grossunternehmen, die über die 

Länderr:renzen hinwer unter einer Führunp un~ nach einheitlichen 

und wirtschaftspolitischen ßedinrunren operieren können, Während 

zugleich keine gerneinsame RePierunr, besteht, die verschiedenen 

Rep.:ierunren an ihre nationalen Interessen Pebunden sind, das Ge

meinschaftsorgan "Kommission" ohne t1acht ist, um sich als Schieds

richter durchsetzen zu können; die Gewerkschaften sowohl ornani

satorisch rctrennt als auch verschienenen Interessen und unter

schiedlichen Gesetzen unterHorfen sind. Das kann den sozialen 

Frieden der Gemeinschaft in Frase stellen.'' 
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Auch diese Entdemokratisierung ist selbstverständlich nicht der 

Gemeinschaft als solcher oder den Gemeinschaftsorganen anzulasten; 

sie war und ist nicht unvermeidlich. Sie war vielmehr die Folge 

einer "Integratiol\.J._l.:ben", die den ~lächtigen der Wirtschaft auf den 

Leib zugeschnitten war. Während die mitbetroffenen Konsumenten und 

Produzenten ja gar keine andere legale Einwirkung haben, als vermi t

tels von Parteien, Parlamenten und Gewerkschaften, deren Aktions

radius - und Hachtinteresse an den Landesgrenzen haltmacht. Die 

Entdemokra tisierung v1ar solange unveroeidlich und wird es solange 

bleiben, als die Hachtproduzenten auf einer überholten pelitischen 

Struktur bestehen, solange also wie Parteien und Verbände weiter 

auf ihre nationalen Operationsfelder sich beschränken und glauben 

mithilfe von Verbindungsbüros und internationaler Diplomatie den 

transnational ~perierenden Wirtschaftsraächtigen und ihrem Anhang 

gewachsen zu sein. Es ist nur scheinbar paradox, dass hier, bei Par

teien und Gewerkschaften die Politiklücke, der Politikbedarf am 

grössten ist. 

3.43 Dementsprechend ist die reale politische Verfassung Westeuropas ein 

widersprüchliches Gemisch von Verantwortlichkeit und Unverantwort

lichkei t, nach innen und nach aussen. Wichtigste Insti tuti.onen sind 

realiter überhaupt aussereuropäisch und essentiell undemokratisch.· 

Die Entscheidungen über Rüstungswettlauf oder -bremse, ob Entspannung 

in Europa oder Kalter Krieg fallen in keiner europäischen Ha~stadt. 

Die Grosswetterlage wird nicht von denen gemacht, die sich hier 

politisch zur Wahl stellen. Westeuropa ist indirekt aber fühlbar 

in den amerikanischen Asienkrieg verwickelt, aber seine zahlreichen 

souveränen Regierungen können in der gegenwärtigen Struktur der Welt

politik auf den Verlauf dieses Konflikts nicht nennenswert einwir-· 

ken; was vielleicht einer der Gründe ist, weshalb unsere Hitschuld 

nicht zu1~ politischen Problem wird. Die oberste Instanz für West

Berlin sind Zweifelle-s die USi, und nicht die Bundesregierung. Demo::. 

kratie ist in Europa schon aus diesem Grund mehr Fischnetz als Kahn.· 

Die 11achtzentren, die den Ablauf des ökonomischen Alltags beherrschen, 

ein unübersehbares und vielfach widersprüchliches System von Unter

nehmensleitungen und verselbständigten Staats- und Verbandsbürokra

tien, sind legal und praktisch jeder direkten Kontrolle der unmittel-
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bar Betroffenen entzoge.n. Diese Zentren gelten als unpolitisch und 

sind daher auch ideologisch vor dem~kratischen Ansprüchen abgeschirmt. 

So verhält es sich ungefähr in allen demokratischen Industriegesell

schaften; auch in Ländern, in denen die Produktionsini ttel verstaat

licht sind, ist die Lage im Ergebnis nicht wesentlich anders. 

Schliesslich sind die p.>litischen Institutionen und Verfahren im 

klassischen Sinn unverkennbar problematisch geworden. Die klassischen 

Institutionen, wenn man nicht mehr als sie bewahren will, werden vom 

ökonomischen Alltag unterhöhlt. Die Mehrhai t fährt wohl unverdrussen 

fort, durch Wohlverhalten und Wahlbeteiligung die :rns.titutionen zu 

legitimieren. Aber mehr lässt die tagtäglich reproduzierte Ohnma.cht 

nicht zu. Eine Krise der Vertretungsdemokratie zeichnet sich ab. Nicht 

weil der Anspruch auf Demokratie infrage gestellt würde, sondern weil 

zunehmend mehr Menschen diesen Anspruch effektiver realisieren wollen. 

3.44 Welche Rolle spielen nun in dieser Verfassung die Gemeinschaft und 

ihre Institutionen? Ich glaube, als Antwort darauf sollte man nicht 

nehmen, was irgendwer gern möchte, dass es die Bedeutung der Gemein

schaft sei, oder was man aus den Verträgen herausliest, aus denen 

man, wie wir durch die höchsten Autoritäten haben lernen müssen, 

ganz Unterschiedliches herauslesen knnn. 

Die Gemeinschaft ist bisher nicht zu politischer Eigenständigkeit 

gekorJmen. Ihre ausschlaggebenden Institutj.onen stehen nicht in den 

Verträgen: es sind die Mitgliedsregierungen. In ihnen wird-der 

wesentliche Inhalt der Ratsbeschlüsse vorentschieden. In den natio

nalen Regierungen, den einzelstaatlichen Verwaltungs- und Verbands

zentren, kurz in der nationalen Politik. Die nationalen Politiken 

werden zunehmend mithilfe einer Art ständiger Diplomatenkonferenz, 

den in den Gründungsverträgen gar nicht vorgesehenen "Ständigen 

Vertretern" abgestirr11llt. 

Nun sind die nationalen Regi0rungen schon nach der rechtlichen Defini

tion ungemeinschaftlich. Aber sie haben Macht .. Die Gemeinschaftsorgane 

haben Macht. nicht gewinnen können. Sie werden von niemandem legiti

miert, ausser eben von den nationalen Machthabern .• Das gilt für den 

Ministerrat nicht weniger als für die Komr.Iission. Auch die Hitglieder 

des Parlaments werden nicht von jenen gewählt, von denen nach den 
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Prinzipien der Demokratie alle Gewalt ausgeht: von den Völkern. Ein 

Pr.- zess wec hse.lse:L t.:i..ge:r T.nf uL·ma t i nn 7.wj F.ch A.n .,c;amejJl..sc ha.ftsorganen und 

den Völkern ist ni~ht in Gang gekommen, unter anderem einfach aus dem 

Grund, dass die Machthaber, die nationalen Regierungen daran keines

falls dachten. Vielleicht wurden auch von den Gemeinschaftsorganen 

nicht. al1.F?. M0gl_i.~hke?i ten A:l ner p:t:obJ P.JDbewusstF?.n Inforrnatj_on wahrge

nommen. 

Die Lage i.st also di.r.>s~: A1.1n ,,nm;1:1-.nlh::'lr l""~l;i·i~~---hr.> ~-:"'l"..'h+ 1-i ....... c;t-_ h~i. 

den nationalen Instanzen, die unger.~ei.nP.~hn..ftli.r::h sind, und di~ C:\'""""'..; ~..~.._ 

schafb=-o:t.~gane haben keinen Zugang zur Quell~?. der T.r..ogi 'i:i mi t.i-i t, zu. den 

Völkern. Ur:1gekehri: kr.nn die 0konnmische Union nur c1.ufgebaut und be

trieben werden, wenn gemeinsame BAc~hliiRRn gnfA~kt 11nA vu~wJ,·klicht 

werden, und dies in Angelegenbei ten, die zum Kernbestand der R~e;-i t"\"\, '-'PC:--· 

verantwortung gehören. Das ist ein kritischer Zustan<j.. Das ist die 

Krise gleichsam eingebaut und institutionalisiert; nicht de Gaulle hat 

die Krise verursacht, er hat sie ausgelöst und für seine Absichten 

zu nutzen versucht; und sein Abgang und die Haager Beschlüsse haben 

die Krise nicht beigelegt und können sie nicht beilegen. 

4. Der Poli tikhRß.arf der _Europi;ii_scl!cn __ G_e_r,le:i,_!!§Chaft 

In dieser Verfassung, in solcher Krisenverfassung ist die Gemeinschaft 

nun aber unvermeidlich sch 1.'JierigstGn und unabweisb~ren .Anforderungen 

ausgesetzt. Der Politikbedarf, der Bedarf an politischer Entscheidung 

und Durchsetzung, ist übergross, das hat die vorausgegangene Analyse 

dargelegt. Es geht obendrein nicht allein um die kleine Ge1aeinschaft 

zu sechst: die optimale Entfaltung der Produktivkräfte verlangt die 

Einbeziehung zumindest Grossbri tanniens und der iibrigen Kandidaten. 

Das erhöht die Chance einer ökonomischen Entfaltung, aber es erhöht 

um ein Vielfaches den Politikbedarf der Gemeinschaft. 

Verzichten Sie darauf, dass ich Ihnen jetzt die lange Liste von Bach

fragen vortrctge, die entschieden v;erden müssen, wenn die Integration 

vorangehen soll, von der ..AllB8BnhAnrlA 1 SJIO] ;_ t:Lk iibHr Ind.us triestruktur, 

und Technol•-gie.förde1·11ng bis zur Verringerung der Agrarüberschüsse. 
' 

Hachen wir uns stattdessen an einem B0.i.sptel klar, wie ungPh·-~",...'Y" Pi·r:·~ss 

der Investitionsbedarf an P•litik in der WJJ:··t.o:::ch~ ftf-:;11ni ou ist, in 
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welchem Umfang die Frage nach der Macht gestellt ist: in der Währungs

politik. Die Krisen des letzten Jahres haben erkennen lassen, dass 

für den Fortgang der Wirtschaftsintegration eine harmonisierte und 

dann gemeinsame Währungspolitik erforderlich ist. Dies wird nun allge

mein anerkannt, man hat allerhöchste Absichtserklärungen dazu, und wie 

Sie wissen, auch schon mehrere regierungsoffizielle Vorschläge, In den 

Debatten darüber ist aber auch deutlich geworden, dass verlässliche 

Fortschritte in dieser Richtung nur erzielt werden können, wenn die 

Ursachen der Währungskrisen gesteuert werden können. Das verlangt nicht 

weniger als gemeinsame Konjunkturpvlitik, und überhaupt eine allgemeine 

Abstimmung der Wirtschaftspolitik im ganzen. 

Machen wir uns klar, was das für die Pelitiker bedeutet, ob Regierung 

~der Opposition. Es bedeutet, dass die mit wichtigsten Daten des Wahl

kampfes nicht c1ehr autonom gesteuert werden könnten: die Entwicklung 

der Löhne und Preise, die Zunahme der Beschäftigung, die Investitions-,. 
anreize oder Bremsung, eigentlich se ziemlich alles, was eine Partei 

braucht, um die Wahlen zu gewinnen. Darüber seil also nun, zwecks 

optimaler Entfaltung der Produktivkräfte, nicht mehr souverän zu Hause, 

sondern gemeinschaftlich entschieden werden. Und in Entscheidungen, 

die über die Ar.1tsperiode der Regierung hinausgreifen. Das alles mag 

für die jeweils amtierende Regierung noch angehen, da sie ja den 

Gemeinschaftsbeschluss dann im Wahlkanpf auf ihr K,.,nto buchen kann, 

als Förderung des Gemeinwohls. Aber für die Opposition ist die Lage 

anders. Gewinnt sie die Wahlen, steht sie vor dem Dilemma, entweder den 

Gemeinschaftsschluss sabotieren zu müssen oder ihn auszuführen, auch 

wenn er mit ihrem Programm in fundar.1entalem Widerspruch steht, Mit 

anderen Worten: in diesen Feldern wird Opposition schwierig bis unmög

lich; sie wird tendenziell ersetzt durch Cliquenrivalität; der Wähler 

wählt ins Leere. 

Man wird einwenden, das sei ja nur die Kehrseite einer in allen Industrie~ 

gesellschaften sich durchsetzenden Versachlichung der Politik. Nichts 

wäre irriger, und der Irrtum selten folgenschwerer. Denn diese vorgeb

liche Versachlichung resultiert weniger aus techn;.l.gischen Zwängen 

als aus den vorgegebenen Machtstrukturen. Die Tendenz zur Ausschaltung 

der Opposition, die ja nur verstärkt wird durch eine Wirtschaftsgemein

schaft der jetzt beganenen Art, nicht aber durch sie verursacht ist, 

besiegelt das Uebergewicht der wirtschaftlich mächtigen Gruppen, den 
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Triumph einer angeblichen ökonomischen Logik, die in unseren Ländern 

als Vorrang privater Profitinteressen charakterisiert ist. 

Eine Wirtschaftsunion unter den jetzt geltenden politischen Bedingungen 

wird daher unausweichlich imner von neuem vor der Machtfrage stehen: 

entweder es kommt zu gemeinsamen Beschlüssen, deren Inhalt unweigerlich 

den Interessen der in Wirtschaft und'Gesellschaft mächtigen Gruppen 

überwiegend dient; ?der die gemeinsame Wirtschafts- und Wahrungspeli tik 

koo1mt nicht voran, was heisst, dass Krisenerscheinungen in Partner

ländern nicht zu steuern sind. Ein drittes scheint mit den jetzt hin

geno~aenen staatlichen Bedingungen nicht vereinbar. 

Jedoch besteht ja die Wirtschaftsunion noch kaum, und die Schwierigkei

ten sind gegenwärtig noch weniger ausgeprägt. Zur Zeit geht .es noch ganz 

simpel darum, ob eine Regierung Chaban-Delmas und eine Regierung Brandt 

tatsächlich so viel an innenpolitisch vertretbaren Geneinsamkeiten haben, 

dass sie auf dem Umweg über Gemeinschaftsbeschlüsse sich auf eine 

ähnliche Konjunkturpolitik usw. verbindlich einlassen können; und es 

geht darum, ob andere Regierungen, von denen man zum Teil nicht weiss, 

wie sie morgen zusammengesetzt und welchen innenpolitischen Imperativen 

sie unterworfen sein werden, ebenfalls bereit und fähig sein werden, 

solche Gemeinschaftsbeschlüsse mitzutragen. 

Eine Lage dieser JITt ist natürlich im Prinzip nicht verschieden von den 

politischen Anforderungen, die innerhalb jedes Staates gestellt sind. 

Machtkonflikte und Interessenkompromisse sind das tägliche Geschäft der 

Demokratie. Der Unterschied ist jedoch, dass in einem Staat der Ent

scheidungsbedarf verfassungsgernäss gedeckt werden kann, in einer Wirt

schaftsunion der jetzt versuchten Art aber nicht. In unseren Demokratien 

wird die Entscheidung über die grossen Optionen der Wirtschaftspolitik 

wie eingeschränkt und unzureichend imner, doch in öffentlichen Verfahren 

herbeigeführt; man rekurriert auf das Volk, das zur Wahl gerufen wird. 

In der Wirtschaftsunion jetzigen Typs gibt es das nicht: weder demJ

kratisch noch schein-demokratisch. 
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5. Stagnation oder P~litische Union? 

Am Uebergang zur "definitiven" Phase der EWG ist eigentlich nur eines 

definitiv: das Defizit an Politik. Die Sachzwänge haben zugenommen, 

auch die Bereitschaft ihnen zu entsprechen, aber die dazu benötigte 

Macht ist nicht mitgewachsen. 

}\an sollte sich durch die Erklärungen des Gipfeltreffens im Haag 

nicht darüber hinwegtäuschen lassen: die Gemeinschaft stagniert. Und 

das liegt jetzt gewiss nicht am schlechten Willen hier und dort, 

guter Wille ist unverkennbar da. Kaum je war eine~folgreiche Gemein

schaftspolitik für einiße Regierungen so sehr erwünscht, ja lebens-. 

notwendig als eben jetzt. Und di.es nicht allein aus wirtschaftspeli

tischen Zwängen im engeren Sinn. Zum Beispiel hängt der Erfolg der 

neuen deutschen Regierung ganz erheblich von einem günstigen Verlauf 

ihrer Entspannungsp~litik gegenüber Osteuropa ab, diese wiederum ist 

gar nicht vorstellbar ohne die Absicherung bei den westlichen Partnern 

insbesondere in der EWG. Und auch andere Regierungen benötigen offen

bar für ihre aussenpolitischen Absichten eine erfolgreiche Wirtschafts

gemeinschaft, gleichsam als materiellen Unterbau. Ganz konsequent 

wird daher zunehmend die p1litische Kooperation gefordert, über den 

Sachbereich der Wirtschaftsciemeinschaft teilweise noch hinaus, bis 

hin zur Aussenpolitik. Man redet wieder von einer Politischen Union 

zumindest als von einer Aufgabe für übermorgen. 

Jedoch wie wahrscheinlich ist eine Politische Union? Was braucht es 

dazu an Politik-Investition? 0azu gibt die bisherige Geschichte der 

Europäischen Ger~inschaft ein7Peichen und vielsagenden Stoff zur 

Reflexion. 

Die Integrationspolitik ging von Anfang an über wirtschaftliche Ab

sichten hinaus. Ihr zentrales Motiv war staatliche Veränderung, um 

den zusätzlichen Entscheidungsbedarf zu decken. Das war das Motiv der 

Montanunion und anfänglich sogar noch der EWG. Dieser Ansatz ist 

gescheitert - und wir stellen das ohne Bedauern fest. Die treibenden 

Kräfte waren damals eine Kombination von Schwerindustrie und Militärs, 

und das ganze Unternehmen stand, vielleicht unvermeidlich, unter dem 

Stern amerikanischer Vormundschaft und des Kalten Kriegs. Die Speku

lation war: die wichtigsten Machtkomplexe aus der nationalen Verfügungs-
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gewalt herauszulösen und einer Gemeinschaftsinstituion zu unterstellen, 

die dadurch zu einem Machtzentrum würde. Der Rest würde gleichsam mit 

physikalischer Notwendigkeit in das neue YJaftfeld einbezogen und so 

die staatlichen Strukturen zweckmässig umgewandelt. 

Im Rückblick fällt es leichter, die politischen und gesellschaftlichen 
.... 

Felgen dieses Integrationsansatzes abzuschätzen, sie wären nicht ßlÜck

lich gewesen. Denn die Gründer übersahen oder sahen kein Problem darin, 

dass der Machtvorsprung des Ko'mbinats Militär'-Schwerindustrie unweiger

lich den Charakter der Gemeinschaft besti~nt hätte. 

Nach dem Scheitern des Projekts der Verteidigungsunion - mit deren 

Hilfe man dann die Politische Union unschwer erzwingen hätte können, 

verlor sich der Vlille zur staatlichen Veränderung. Von "links" gab 

es überhaupt keine Impulse, weil man die Chancen einer transnationalen 

P)litik gar nicht wahrzunehmen vermochte. Man blieb defensiv, passte 

jeden Schritt um Schritt sich an. Das Ergebnis war die EWG, Der neue 

Ansatz beruhte darauf, Machtfragen nicht zu stellen, sondern stets 

nur Sachfragen. Das ist das Geheimnis der funktionalistischen Methode •. 

Sie war nicht erfol.;i~s, wie Wir wissen, war erfolgreich, insbesondere 

in der Unternehmerschaft und ihren politischen Vertretern, insofern 

das Bedürfnis da v;ar und da ist, von staatlichen Grenzen unbehindert 

sich auszubreiten. Das liess die vielbemühten Sachzwänge zur poli

tischen Kraft werden. 

Der zweite Integrationsansatz ist unverr,Jeidlich an der Realität der 

Staaten aufgelaufen und ist an ihnen - der "einzigen P'•litischen 

Realität" nach dem Wort de Gaulles - Gescheitert. De Gaulle hat sein 

Integratiensverdikt exekutiert, _und seit 1965 etwa ist die europäische 

Politik von dem Bemühen bestimmt, diese Lektion zu lernen. Er hat die 

Machtfra:;e gestellt, und ihr verr.1ögen auch sei11e Get;ner nicht mehr 

auszuweichen. 
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6. Demokratisierung von.oben? 

Diese Schwierigkeit wird in dem Maße bewußt, als die drängendsten 

Gemeinschaftsentscheidungen nicht mehr länger hinausgeschoben 

werden können. Die Einsicht gewinnt Raum, daß die Gemeinschaft 

nicht auf bloß administrativem und diplomatischem Weg voran
getrieben werden kann, und daß es auch mit Erklärungen der h~chsten 

staatlichen Autoritäten nicht getan ist. Die Integration von ~ben 

soll, so fordert man immer nachdrücklicher, durch eine Demokrati

sierung der Gemeinschaft ergänzt und gestärkt ·werden: Stärkung 

des Europäischen Parlaments, seine Direktwahl, Stärkung der Kommis

sion, vertragsgemäße Anwendung der Mehrheitsregel im Ministerrat. 

Die meisten dieser Neuerungen sind übrigens nur aufgewärmte Ver

tragsartikel, die die Regierungen einvernehmlich bisher beiseite

geschoben haben. 

Eine Demokratisierung dieser Art soll jene Macht zuschießen, die 

zum Aufbau und zum Funktionieren der Wirtschaftsunion nötig ist. 

Aber woher soll die Macht kommen, die jene Demokratisierung er

möglicht? Und ist das, was man "Demokratisierung der Gemeinschaft" 
nennt, auch wirklich geeignet, den Politikbedarf zu decken? 

Ein direkt gewähltes Europäisches Parlament würde unvermeidlich 

in Konkurrenz zu den nationalen Parlamenten treten. Man kann ent
weder im Gemeinschaftsparlament über die Konjunkturpolitik be

schließen oder in nationalen Parlamenten. Kann Macht hier suchen 
oder dort. Das bringt den Politiker in einen Konflikt. Wo findet 

er seine Machtbasis: In seiner nationalen Partei oder in einer erst 
zu schaffenden Fraktion des Europäischen Parlaments? Sollte 
seine Wahl auf das Gemeinschaftsparlament fallen, wird er sL;h 
gegen mächtige Gruppen "zu Hause" behaupten müssen. Aber die 

Machtkonkurrenz ist national, es mögen die Sachprobleme noch so 
sehr nach gemeinschaftli,cher Entscheidung verlangen. Vorauszusehen 
ist, daß nur solche Gruppen zu einer effektiven Fraktionsbildung 

im Europäischen Parlament fähig sein werden, die von vornherein 
auf die Änderung der politischen Verfassung der Gemeinschaft aus
gehen und in allen Gemeinschaftsländern ein identisches Bedürfnis 

ansprechen. Aber .der Übergang zu einem funktionierenden Gemein
schaftsparlament wird unter den jetzt gegebenen Bedingungen 

der Machtkonkurrenz zweifellos von den mitionalen 
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Apparaten und Verfassungen bestimmt sein. Das wird das Verfahren 

prägen wie die Erfolgschancen begrenzen. 

Aber nehmen wir an, ein direkt gewähltes Europäisches Parlament 

kann zusammentreten, man räumt ihm sogar ein rudimentäres 
Budgetrecht ein und verbessert die Konsulationsverfahren. Was 

würde damit an der realen poli ti sehen Verfassung \1/e steuropas 

geändert? Die Gemeinschaftsgesetze würden weiterhin vcn einem 

Organ beschlossen, das vom Parlament weder gewählt noch ge

stürzt werden kann, mämlich vom Ministerrat. Und die 

Kommission, die dem Parlament Rechenschaft schuldet, wird 
ebensov1enig vom Parlament gewählt, so daß das vorgesehene 

Mißtrauensvotum keine politische Bedeutung gewinnen kann. Das 

direkt gewählte Parlament hätte damit noch kein verantwortliches 

Gegenüber. 

Man mag es drehen wie man will: Eine parlamentarische Demokratie 

ist nicht funktionsfähig ohne Regierung, eine Regierung, die 

aus dem Parlament hervorgeht, ihm verantwortlich ist und von 

ihm erneuert wird. Sonst gibt es kein Parlament,keine parla

mentarische Demokratie. Wir sollten gelernt haben, daß der 
Name nicht .die Sache ersetzt, am wenigsten in der Politik. 

Wie so oft haben Konservative hier den geschärften Sinn für 
Machtfragen. Es lohnt, sich die Begründung anzusehen, mit der 

ein namhafter Vertreter der französischen Regierungsmehrheit 
vor der zu frühen Übertragung von weiteren Befugnissen an das 
Europäische Parlament warnte. "Die demokra ti sehen Mechanismen", 

so sagt er, "stoßen heute sogar schon in den Staaten, im einen 
oder anderen unserer Länder auf den Widerstand von Bevölkerungs

gruppen, und das führt zu Manifestationen in den Straßen und zu 
Streiks, die man "wilde Streiks" nennt. Und obwohl es eine 
Rechtsordnung gibt, eine demokratische Regierung und demokrati
sche Diskussivn, ist es zuv1eilen nötig, daß der Innenminister 

die Gendarmerie oder die Mobilgarden ausrücken läßt, um die 
Ordnung aufrecht zu erhalten. Vlo aber ist der Innenminister 
der Gemeinschaft, der in der ganzen Gemeinschaft den Entschei

dungen des Europäischen Parlaments Geltung verschaffte?" 

Ich zitiere das kaum in der Absicht, vor der Stärkung des 

Europäischen Parlaments zu warnen. Eine Barrikade hat ja 
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zwei Seiten. Worauf es ankommt, ist, daß in Europa, ganz un
bildlich gesprochen, Barrikaden heute nicht auszuschließen sind. 

Wer sich für eine aktive Buropapolitik und für die Stärkung des 

Europäischen Parlcmots ausspricht, wird nicht umhin kommen, 
sich zu entscheiden, auf welche Seite der Barrikade er tritt. Ver

weibert er die Entscheidung, so hat er sich schon entschieden: für 

den Status quo, für die Verteidigung der "Besitzstände", für den 

Innenminister, wie konservativer Verstand ihn auffaßt. Aber 
sogar mit dieser Entscheidung ist das Problem nicht gelöst. Denn 

dieser Innenminister ist derzeit stets der nationale Polizeimini
ster und nicht ein gemeinschaftlicher Polizeiminister, den es 

eben nicht gibt. Mit anderen Worten: von der anderen Seite der 

Barrikade gesehen}. ist ein starl{es Gemeinschaftsparlament 

offenbar nicht vereinbar mit der Aufrechterhaltung von Ordnung 
und Ruhe. \rlollte man aber einen gemeinschaftlichen Polizei

minister einsetzen, so liefe das fast auf so etwas wie einen 

Umsturz von oben hinaus. Das sollte denen zu denken geben, die 

nicht auf jener Seite der Barrikade stehen, also das meiste von 

den Regierungen erwarten. 

1. Die antagonistischen Widersprüche der Europäischen Gemeinschaften 

Vlenn wir die Bilanz der westeuropäischen Integration abschließend 

überblicken, so ist sie durch eine Reihe antagonistischer Wider
sprüche gekennzeichnet. 

Der erste Widerspruch besteht zwischen den produktiven Kräften 
und dE!r politischen Struktkr. Die produktiven Kräfte könnten 

in Raum und Qualität entfaltet werden, aber die durch die 

Staaten bestimmte politische Struktur behindert sie. Sachzwänge 
hier, dort das Selbstbeharrungsstreben der Politikmonopole, der 
Staaten also und der politischen Organisationen. Hier das 
Bedürfnis, die politische Struktur an die Erfordernisse der 

Produktivkräfte anzupassen: "Wirtschaftsunion" also und d. h. 

Überwindung der nationalen "Souveränität" - dort das ebenso 
zwingende Bedürfnis, Macht dort zu suchen und zu verteidigen, 
wo die Machtkonkurrenz im Gang ist: in den bestehenden Staaten. 

Der zweite \rliderspruch eröffnet sich zwischen den produktiven 

Kräften und der sozialen Organisationsform dieser produktiven 

Kräfte. Die gestiegenen Produktivkräfte erlauben den einzelnen 

und Gruppen ein höheres Maß an Selbstverwirklichung und 
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Befreiung. Das wird aber durch die Organisation des ökonomischen 

Alltags verhindert; die reichere Gesellschaft nimmt daher zu

nehmend antihumane Züge an. Immer mehr Macht wird produ~ziert, 

aber über den Gebrauch dieser Macht wird nicht von den Urhebern 
- dem "Volk" - bestimmt. Mehr Macht im ganzen durch die zunehmende 

Produktion wie durch die Integration - aber im Widerspruch 

dazu eunehmende Ohnmacht der einzelnen Menschen - womit die 

Grundlage der Demokratie unterhöhlt wird. 

Der dritte Widerspruch ist der zwischen dem Anspruch nach demo
kratischer Legitimation aller Macht, die sich nur in den beste.

henden Staaten vollzieht und der realen Verhinderung einer demo

kratischen Selbstbestimmung, die mit der Organisation der Pro
duktivkräfte übereinstimmt, d. h. in der Gemeinschaft. Die poli

tischen Regimes unserer Länder bedürfen zu ihrer Erhaltung der 

Legitimierung durch jene, von denen verfassungsgemäß "die Gewalt 

ausgeht": dem "Volk". Im Widerspruch dazu verweigern politisch 

mächtige Gruppen heute die dafür nötige Reformation der Macht

organisation, d. h. die Integration der Staatenmacht in die 

Gemeinschaft, weil dabei das Risiko ihnen zu groß erscheint, daß 
jetzt bevorrechtete Machtgruppen eine Machteinbuße erleiden. 

Die einzige Möglichkeit für die Regierungen, mit dieser Situation 

fertig zu werden, ist ein permanentes Krisenmangement. Das aber 
kann die Krise nicht lösen, sondern verschleppt sie nur. 

Diese Viidersprüche lassen sich nicht auf Gipfelkonferenzen aus

tragen, auflösen lassen sie sich überhaupt nicht. Der Verlauf 

aller Politik in Westeuropa wird sich daran bestimmen, ob diese 
WidersprUche ausgetragen werden, von wem und wie. 
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II. Perspektiven 

8. Ich glaube, daß wir, wenn wir einmal Über die Bilanz im klaren 

sind,· so wie ich sie sehr bruchstückhaft skizziert habe, uns 

leichter über jene Frage verständigen, die uns hier zusammen

führt: Welche Perspektiven sehen wir in der Europapolitik, 

Perspektiven woraufhin, Perspektiven für wen? Und von wem kann 

was erwartet werden? 

Ich bin der Überzeugung, daß der antagonistische Wi.derspruch 
zwischen Organisation der Produktionskräfte und politischer 

Struktur und deren Folgen, die ich eben nannte, es völlig 

unmöglich machen, eine gleichsam wertfreie Euro"papolitik anzu

streben, jene vermeintlich neutrale, dem Streit der Interessen 

enthobene Europapolitik; die jedem vorteilhaft und niemandem 

schädlich wäre. Ich glaube, vtenn wir diese IllusF.ion durch

schaut haben, weil wir die unumgehbaren Konflikte sehen, daß 

wir dann der Herausforderung der Europapolitik sehr viel eher .. 
gewachsen sein können. 

Die erste Frage wird sein: Welches Europa wollen wir? Es ·gibt 

nur eine kleine Zahl von relevanten Alternativen. Das Europa, 

das wir ins vlerk setzen, wird entweder fortfahren mit Nach

ahmung und Konkurrenz schlechter Vorbilder aus Vergangenheit 

und Gegenwart, d. h. die politische Produktivkräfte unter

drücken, durch die Organisationsform des Alltags, vermittels 
der Zerstö.rung der Persönlichkeit, so daß wir zur Inter-Mion, 

zum freien Zusammenhandeln und zur Solidarität immer weniger 

fähig sind. Oder wir werden in Europa Zustände schaffen, 
in denen wir uns im Alltag, nicht bloß theoretisch und dem 
Anspruch nach, sondern in der konkreten Lebensgestaltung 
befreien können. vlas ohne Konflikt zweifellos nicht möglich 
ist. In einer ehrvlürdigen, wenn auch viel mißbrauchten 
Terminologie kann man sagen: 1'/ir müssen wählen zwischen einer 

"linken" und einer "rechten" Politik für Europa..- Meine Wahl 
wird Ihnen nach der ganzen Anlage der Analyse nicht zweifel

haft sein. Mögen andere anal'ers entscheiden! 
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Eine solche Debatte beschreibt zunächst scheuen wir nicht vor 
dem Wort zurück ~ eine Utopie: Die Utopie der Demokratie, wie 

sie ja unter historisch eFledigten Voraussetzungen zur Grundnorm 

unserer demokratischen Grundgesetze geworden ist. Die Utopie eines 

Zustands, in dem die produktiven Kräfte eine Welt bilden, in der 

gut leben ist. Die Utopie eines Prozesses, in der viele Menschen 

die Fähigkeit entwicl<eln, die ja gewiß vorhandenen Konflikte offen 

auszusprechen und fair auszutragen, was die Vielfalt und den 

Reichtum aller menschlichen Beziehungen ermöglichen kann, nicht 
bloß nur der öffentlichen Beziehungen. 

Lassen Sie mich beispielshalber nur in einem Punkt diese Utopie 

versuchsweise näher beschreiben, für die Stellung Europas in 

der vlelt. 

Wir können nicht die Vorteile der zweiten oder dritten Industrie~ 

macht haben wollen und die daraus folgende Verantwortung 

ablehnen. IHr können es ~ aber nur um den Preis der Demokratie, 

der Selbstbestimmung, der Freiheit. Arme Völker ~ die dritte Welt ~ 

können nicht mehr tun, als ihre Armut zuläßt. Ein kleines euro~ 
päisches Land mag ähnlich hinter seiner Kleinheit sich verstecken. 

Aber die Gemeinschaft kann das nicht. Wir können nicht zugleich die 
erste \'lelthandelspotzenz sein und die dritte Welt hungern lassen 

und sagen, wir hätten nichts damit zu tun. Wir können es ~ wenn wir 

Faschismus wollen und Rassenkrieg. Wir können nicht gegenüber 

Osteuropa eine Politik der Entspannung und der Zusammenarbeit 
betreiben und zugleich den osteuropäischen Ländern durch unsere 

Agrar~ und Außenhandelspolitik es erschweren zu exportieren. Wir 
können es, ~ aber nur wenn wir stillschweigend aber folgenschwer 
die reaktionären Kräfte in Osteuropa unterstützen. Wir können nicht 

in vlesteuropa das zweitgrößte Potential in Produktion und techno

logischem Fortschritt entwickeln und den Rüstungswettlauf der 

beiden Weltmächte bloß bedauern. Wir können es, - aber niemand 
soll dann sich einbilden, wir vermöchten Selbstverantwortung, 

Demokratie, Verantwortlichkeit zu Hause, in unseren Ländern und 
Gesellschaften durchzusetzen. Gegen die "schweigende Mehrheit", 
die immer bei ihrer Angst zu packen und gegen äußere Feinde zu 
mobilisieren ~ist, ist dann nicht viel auszurichten. Wir können 

nicht auf Traditionen uns stützen wollen und zugleich die Augen 
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davor verschließen, daß unsere Vorfahren etwa den Konflikt zwischen 

Israel und den Arabern Palästinas verschuldet haben, und die 

Bedingungen, unter denen dieser Konflikt ausgetragen wird·. Der 

Beitritt Großbritanniens wird in dieser Hinsicht unsere Last 

noch vermehren. Wir können nicht unsere Autos mit Öl aus dem 
mittleren Osten betanken und diese Region in einem Unfrieden 

versinken lassen, in dem alles nur mehr auf die beiden tönernen 

Riesen, die USA und die Sowjetunion, ankommt. Wir können es -

aber nur wenn wir uns den beiden Imperialismen anverwandeln 

wollen. Wir können nicht der wichtigste Partner der USA sein 

und geschehen lassen, daß sie von Vietnam nach Griechenland, 

von Santo Domingo nach Korea und Kambodscha freiheitstötende 

Regimes unterstützen, aufbauen und verteidigen. Wir können es, 

aber dann soll niemand hoffen, bei uns zu Hause Mitbestimmung 

in Wirtschaft und Gesellschaft verwirklichen zu können. Freiheit_ 

ist tatsächlich unteilbar. 

Das Dilemma in Europa ist aber: eine folgenschwere Spaltung des 

moralischen Bewußtseins von dieser Lage. Die einen stellen sich 

der Herausforderung und möchten wohl den oder die eigenen 

Staaten stärken, damit sie ihrer Verantwortung entsprechend zu 

handeln vermöchten. Aber das mangelnde gesellschaftliche Problem

bewußtsein führt in die Widersprüche der westlichen Entwicklungs

politik. Die anderen gehen vom Bewußtsein eben dieser gesellschaft

lichen Probleme aus, verweigern aber, staatliches Handeln als In!?-... 

strument dafür anzuerkennen und den geeigneten Staat als Voraus
setzung jeden wirksamen Handelns anzustreben. 

9. Damit ist einer der wundesten Punkte aller linken Strategien 

angerührt - Ursache ihrer folgenschwersten Schwäche. Während 
die Reformisten sich nur auf die über~~mmenen Staaten ein
lassen - eben auf jene unzulänglichen Staaten, unter denen wir 

leiden - sind die Orthodoxen, die theoriebewußten Gruppen auf 
einen negativen Glauben eingeschworen: das Dogma vom Absterben 

des Staates. 

An dieses Dogma glaube ich nicht. Weder stimmt es mit der 
Erfahrung überein, noch ist es das Ziel. 
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Überall ~lird der Einfluß staatlicher Interventionen größer 

statt kleiner. Zu oft haben wir erfahren müssen, .daß jede 

Initiative zur Emanzipation eben nur politisch, staatlich 

- nicht aber sachlich oder gesellschaftlich - entschieden wird: 

Sie wird politisch durchgesetzt oder scheitert politisch. Nirgends, 

weder in West noch in Ost ist der Rüstungsstaat in seinem Vormarsch 

aufgehalten worden: er prägt mehr als alles andere die Bedingungen 

für Politik. östliche und 1-1estliche Gesellschaftstheorie stimmen 
darin überein: es ist die noch zunehmende Intervention des Faktors 

"Staat", die das privatkapitalistische Sozialregime vor Zerrüttung 

und Katastrophen bewahrt, die bestehende Gesellschaftsordnung 

stabilisiert hat. Nirgends sind emanzipatorische Innenpolitik, 
sachliche vlirtschaftspolitik, gesellschaftliche und individuelle 

Freiheit möglich, wenn die außenpolitischen Bedingungen dafür 

ungünstig sind: Am schärfsten hat das die sowjetische Invasion 

der CSSR gezeigt. Der Versuch eiryes Sozialismus in Freiheit und 

im Rechtsstaat ist offenbar nur möglich in Verbindung mit einer 

angemessenen Militär- und Sicherheitspolitik. Die Chancen für 

einen sich ernst und beim Wort nehmenden demokratischen Sozialis

mus im Westen sollten nicht vorschnell höher veranschlagt werden. 

Der Prager Vorgang hat überdies neuerdings bestätigt, daß die in 

Ost und West herrschenden Reaktionäre miteinander kollaborieren, 

während die emanzipatorisch gesinnten Gruppen, hier wie dort, zur 
praktischen Solidarität nicht fähig sind - es fehlen ihnen die 

politischen Mittel dafür. Das Mittel dafür ist ein zweckmäßiger 
Staat. Er wurde bisher für sie nicht zum AktionszieL Ylir wissen 

wohl, daß fast alle Macht, soweit sie nicht als äußerste Zer

störungskraft bei den beiden W8ltmächten liemt, noch immer in 
unseren Nationalstaaten vereinigt ist. Sie haben uns gegenüber 
ein Monopol. Auch wir selber müssen ja bei unseren Aktionen mit 

den Na-tionalstaaten rechnen: IVJi t nationalen Parteien, nationalen 

Verbänden, nationalen Rechts- und Verwaltungsapparaten (samt 
ihren internationalen Anhängseln) und mit einer dementsprechend 
nationalisierten Öffentlichkeit. Mit dieser "einzigen politischen 

Realität" (de Gaulle) müssen wir rechnen, können uns mit ihr aber 
nicht abfinden. Wenn es richtig ist, daß alle legitime Gewalt vom 

Volk ausgeht, dann muß sich das Volk nicht nur die Gesellschaft 

erkämpfen, die es braucht, 
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sondern auch den Staat. 

Lassen Sie mich zum Schluss die Debatte über die Ziele einer 

emanzipatorischen Politik in und für Europa mit z~1ei !3emerhmgen 

einführen. v-'elches ist das geeignete Operationsfeld? Und welche 

politische Struktur muss auf absehbare Frist ?.eschaffen werden, 

wenn die !3efreiunr. in dem bedeutenden Sinn gelingen soll? 

Ich halte dafür, dass das geeignete Operatinsfeld in Europa 

Europa ist - und nicht in erster Linie der Nationalstaat oder 

die Welt insgesamt. Der Grund ist leicht einzusehen: Die 

Produktivkräfte lassen sich nicht mehr national entwickeln, 

und auch immer weniger im kleineren lokalen oder regionalen 

Bereich. Die Unternehmens- und Kapitalkonzentration ist ja nicht 

primär von den derzeitigen l1achtverhäl tnissen verursacht oder 

von den vorherrschenden privaten Profitinteressen. Auch wenn 

das Eigentum an Produktionsmitteln nicht in privater Hand 

wäre, wenn diese oder jene Form industrieller Demokratie 

verwirklicht wäre, würden die wirtschaftlichen Einheiten 

häufig wachsen und transnational operieren müssen, ja dann 

erst recht. Nicht in erster Linie auf diesem Feld zu operieren, 

wäre also eine ungerechtfertigte Selbstbeschränkung. Noch 

ein zweiter Grund spricht für die "linke" Europa-Politik. Er 

liegt in den 1rlidersprüchen z~1ischen nationalen Politik

monopolen und dem Politikbedarf der transnationalen Produktion. 

In dieser Spannung sind die Staaten wandelbar, und die Politik

monopole sind in Frage zu stellen. 

Welche politische Struktur muss in. Eurooa anpestrebt werden, 

damit eine Strategie der !3efreiung Chancen hat? Hier wird man 

sich nicht leicht verständigen können. Kann man sich vorstellen, 

der anti-politische Charakter des Alltags könnte überwunden 

werden, ohne dass es zu neuen Formen politischer Organisation, 

zu einem neuen Staat, konn~t? :~an wird die Frap,e nicht vor

schnell abtun dürfen. Die Auf~abe, nicht-repressive Instituti

onen einzusetzen, wird nicht durch die Abschaffun~ jeglicher 
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politischen Institution r,elöst werden können, Die z.Zt. schädliche 

t1achtverteilung kann geändert vierden, wenn die sie r,arantierende 

nationalstaatliche Struktur durch eine Gemeinschaft aufgehoben 

wird, die das Err,ebnis einer emanzipatorischen Politik ist. Die 

Grundlape daflir ist ~er,eben: In den parallelen Interessen der 

auf Befreiunr; dränpanden Gruppen und einzelnen in allen euro

päischen Ländern. Nur so kann eine tra<=;fähige Mehrheit von Sizi

lien bis Schottland auf~ebaut werden, 

Dies erst: die mör,liche Mehrheitsbildun~ schafft die Vcraus

setzunr, für ein v1irksames Europäisches Parlnment. Ohne 

r,renzUberschreitende, transnationale Meinunr,sbild~np in der 

Gemeinschaft gibt es keine wirksamen politischen Fraktionen 

in diesem Parlament, fehlt damit-die Voraussetzuno dafür, 

dass es aus seiner Mitte das unentbehrliche Ger,en~ewicht 

bilden kann: die pemeinschaftliche Exekutive, 

Denn ein Parlament für sich ist noch kein Machtfaktor: es ist 

es nur in dem Maße, als es die Regierun~ bilden und kontrol

lieren kann. An wen sonst wenden sich seine Initiativ~n und 

seine Kritik? Regierunr, - und sei es in der Miniform einer 

Kornmission - ist also ein Ziel. Damit vläre der Kern von Gef:en

macht geschaffen, der die Aphorien der nationalstaatliehen 

Europa-Politik aufsprenr:en kann. Denn dabei oeht es um Macht 

und Gegenmacht, nicht um schlechten oder ruten Willen, Zu euro

päischer Integration und damit zum Ende von Staanation und Krise 

v!ird es nur kommen, IVO Gef'enmacht <"kkumuliert und so die nationeile 

Machtreproduktion aufr,esprenr:t werden kann, 

Aber die Voraussetzunren dafür - ich deutete es an, sinn erst 

noch zu schaffen: eine oemeinschaftsweite Öffentlichkeit, die die 

national separierten i·leinunf'Srni.irkte aufsprencct, cie Inforr.,a tions

monopole bricht; dr.mit eine europäische Meinunrsbildunr ermög

licht, Das wird möplich, wenn wir die Ursache für die nationalen 
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Meinunpsmärkte beseiti~en: jene der Diplomatie entlehnte Repel, 

sich nicht in die inneren Anp.eleRenheiten anderer Länder 

einzumischen, Dies~ Renel ist mit erfolp,reicher Gemeinschafts

politik nicht zu verbinbaren. Das, was in den Gemeinschafts

l~ndern peschieht, betrifft alle, ist eine permanente Ein-· 

mischunr. in die inneren An?elep,enheiten der Partnerländer 

leqitim. Sie erzwinr,t die pemeinschafts0eite Diskussion und 

damit übernationale Meinunr-sbildunP: elnen ''rem~insamen Markt 

für Information", einen "rremeinsamen Markt für Politik"; 

schafft damit letztlich die Voraussetzunp.en filr eine aemein

same Politik, die nicht wie bisher von Adminstrationen und 

Diplomaten verantwortet, sondern von der Öffentlichkeit re

trap.cn wird, Damit entstehen auch die Bedin~unpen für ein Ge

meinsames von Gruppen; nur so können Koop~eration und Zusammen

schluss von Gewerkschaften und Parteien vorbereitet werden. 

Das wird nicht ohne Spannunren und Schwierir.keiten für die 

Sachwalter des politischen und sozial~n Lebens abpehen, 

Aber die sind ohnehin nicht ZU vermeiden. 

vlas bedeutet all das für die Lohnebhänrizen und ihre ler~alen 

Vertretun~en? Wir haben vor drei Jahren hier an dieser Stelle 

darüber diskutiert, und wir haben wenir. ÜberE~instimmunr 

erzielt damals. Seither haben wir Erfahrunren remacht, die 

unser Gespräch erleichtern werden. ·Die Tendenz ist nunmehr 

deutlicher nachzuweisen, wie die wichtir.sten Unternehmen 

sich zunehmen(~ transnaticmal orr>anisieren oder kooperieren, 

und die Gewerkschaften automatisch in Nachteil rreraten, wenn 

sie nicht sich zur Ger.emJChr entschliessen. 

In diesen Jahren sind auch einiae technische VoraussetzunRen 

für eine solche Ger.em1ehr in clen Bereich des mörlichen crerückt, 

Hat man noch vor drei Jahren hier 2b<"e~1inkt, als erworen v1Urde 

eine offensive JÜ tbestimmun;:sdiskussion in allen Gemeinschafts

l~ndern auszulösen, so ist dieser Vorbehalt nun wohl schwächer 

~eworden, Die Fra0e ist aber, mit welchen politischen 
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Absichten man sich auf neue Rechtsformen und Hilfsmittel 

einläs~t. 

Ähnlich könnte man die Gründuno des EßFG 2.ls e1nen ersten 

Schritt hin zu einer aktionsfähiren europäischen Gewerkschafts

bewepunc:; auffassen. Auch hier ist die Frape v1as man sich 

zutraut und v1as man für unabdinc:;bar hält. 

Schliesslich ist rrercenüber dem Problem ·:=iner Zusammenarbeit 

mit Gewerkschaften, die ~nders nusrrerichtet sind Rls etwa 

der DGB, an die Stelle emotionaler Diskussionsverwei~erunr 

nun doch eine Haltun~ der realistischen Zuerkenntnisnahme 

petreten. ~uch Ansätze zu einer transnationalen Kooperation 

von Parteien sind zu verzeichnen. Die Anwesenheit von 

Mitrliedern der kommunstischen Partei Italiens im Euro

päischen Parlament könnte zu einer Versachlichunf7 ·dieser 

heiklen Debatte veranlassen. So wird unter vielleicht 

c:;ünstigeren Vorzeichen die ~leiche und ~leich wichtipe 

Frape zu stellen sein: wollen die linken Partein und die 

lec:;alisierten Vertretunrren der Lohnabhänripen ihre trans

nationale Ve~schmelzunp einleiten.- als Vorbedinrun~ für 

eine Strate"ie der Befreiunr·? 


